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Titelthema
Aus dem Leben eines Leiharbeiters.

Bernd K. ist seit vielen Jahren Leiharbei-
ter. Exklusiv für die metallzeitung
schrieb er seine Lebens- und Leidensge-
schichte auf. Er erzählt, wie ihn die Leih-
arbeit krank machte und zermürbte.
Bernd K. ist Metaller und er sagt auch,
warum es sich lohnt, aufzustehen und zu
kämpfen. Er wünscht sich ein Leben mit
einem sicheren und fairen Arbeitsplatz
ohne Angst und ständige Erniedrigung.
Auf den Seiten 18 bis 21 »
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Aktuell
E-Mail und kein Ende.Wenn es nicht um Leben und Tod geht,
gibt es für Vorgesetzte keinen Grund, Beschäftigte in deren Frei-
zeit eine E-Mail zu schreiben. Was Betriebsräte tun, wenn die
E-Mail-Flut nach Feierabend und im Urlaub kein Ende nimmt,
erklärt Peter Donath. Er leitet das Ressort Betriebspolitik beim
IGMetall-Vorstand in Frankfurt amMain. Auf den Seiten 8 bis 9 »

Arbeit
Urlaub verdoppeln. Endlich mal wieder ein arbeitnehmerfreund-
liches Feiertagsjahr. Wer die Brückentage optimal nutzt, profitiert
von vielen arbeitsfreien Tagen am Stück. Oft regeln Betriebsver-
einbarungen, bis zu welchem Zeitpunkt die Urlaubsplanung –
auch für Brückentage – erfolgen muss. Auf Seite 13 »

Ti
te
lf
ot
o:

Re
in
er

Vo
ß

Leserbriefe

Chancen
17 Prozent mehr.Wenn im Betrieb ein Tarifvertrag gilt, zahlt sich
das für Ingenieurinnen und Ingenieure aus. Hier verdienen sie im
Schnitt 17 Prozent mehr als ihre Kolleginnen und Kollegen in Be-
trieben ohne Tarifvertrag. Wovon die Höhe ihres Einkommens au-
ßerdem abhängt, steht im neuen Flyer der IGMetall. Auf Seite 27 »
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die metallzeitung gedruckt wird, besteht
zu 70 Prozent aus Altpapier und zu 30
Prozent aus FSC- und PEFC-zertifiziertem
Holz, das aus nachhaltiger Waldbewirt-
schaftung in Süddeutschland und
in der Schweiz stammt.
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VERLOSUNGEN – DIE GEWINNER

Gerechtigkeit, reloaded
Je ein Exemplar des Buches »Mehr Gerechtigkeit wagen«
mit Widmung von Detlef Wetzel geht an:
Iris Bauer, Passade; Karin Botje, Twistetal; Hüsseyin Ciliz,
Rüsselsheim; Karl-Heinz Hummen, Siegen; Paul Kniejski,
Überherrn; Klaus Morlock, Ispringen; Margit Reschke,
Wolfratshausen; Tina Schindler, Filderstadt; Robert Schrodt,
Hagen; Markus Stauber, München.

Foto: IG Metall

Mathias Hillbrandt,

Erster Bevollmächtigter

der IG Metall Witten,

gratuliert der Gewinnerin

Svenja Zühlke.

mokratischenSystems, überhaupt
in der Lage, einen neuen Gesell-
schaftsvertrag zu stemmen?«
Reinhard Wawziniak, Dortmund

»Siehabenrecht,Zukunftbeginnt
jetzt. Wenn nicht klar ist, wohin
die Reise geht, kommt man ir-
gendwoan, aber sehrwahrschein-
lich nicht dort, wo man hinwill.
Allerdings sind nicht alle aufge-
führten Argumente einsichtig. In
4,5 Milliarden Autos ist kein ech-
ter Lebensvorteil zu erkennen. In
der Spalte ›Ökologie‹ spricht der
Professor von leichteren Autos,
die sparsamer sind. Ein ähnliches
Argument traf mich bei der Be-

Neuer Gesellschaftsvertrag
metallzeitung 12/2012,

Titel zur Kurswechsel-Debatte
»Eine hervorragende Titelge-
schichte, die zu dem Schluss
kommt:Wir brauchen einen neu-
engerechtenGesellschaftsvertrag.
Die Frage, die sich stellt, ist: Mit
welchen gesellschaftlichen und
politischen Kräften ist dieser Ver-
trag zu schließen? Es ist aber auch
zu beantworten, welche Gruppie-
rungen diesen Vertrag nie unter-
schreiben werden. In den Vertrag
gehörenMindestlohn,Rentenver-
sicherung,LeiharbeitundGrund-
sicherung. Sind die beiden
Volksparteien, die Säulen des de-

»Gemeinsam für ein gutes Leben«
Da strahlte SSvveennjjaa ZZüühhllkkee aauuss HHaattttiinnggeenn. Sie erhielt den Haupt-
gewinn, den es bei der Roadshow zur Kampagne »Gemeinsam für
ein gutes Leben« gab. Den Gutschein für tolle Elektrogeräte kann
die Auszubildende bei den Deutschen Edelstahlwerken in Witten
gut gebrauchen. Svenja zieht bald in eine eigene Wohnung. Je ein
Macbook ging an SSeebbaassttiiaann HHeennnn aauuss EErrllaannggeenn, NNuurriiyyee SSaahhiinn aauuss
HHaacckkeennhheeiimm und NNoorrbbeerrtt PPlliikkaatt aauuss RRoossttoocckk.

Die Gewinne gab es im Rahmen der Roadshow. Die war vom
20. April bis Ende Oktober in 90 Städten unterwegs. Rund 12000
Menschen besuchten den IG Metall-Bus. Wer wollte, konnte an
einer Befragung über seine Arbeitssituation sowie an der
Verlosung teilnehmen.

http://www.igmetall.de/metallzeitung
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Editorial

bei anderen Firmen erging es wie
in den von Ihnen beschriebenen
Fällen. Einem wurden Fahrgeld
und Zuschläge gestrichen, sodass
er etwa100Eurowenigerhatte.Da
der Entleihbetrieb einen sehr gu-
ten Betriebsrat hat, wurde ihm
schnell geholfen. Der Betriebsrat
hat die Verleiher am Schwarzen
Brett bekannt gemacht. Um nicht
als Buhmänner dazustehen, spra-
chensieallenKollegendieZulagen
wieder zu.«
Dirk Evers, Puls

Nur Peanuts
metallzeitung 12/2012,

Pflaume des Monats
»Was Ihr in Eurer Pflaume aufge-
griffen habt, sind, gelinde gesagt,
›Peanuts‹.DieseBezeichnunghät-
te der SPD-Kanzlerkandidat Peer
Steinbrück verdient. Was er mit
seiner ›Honoraraffäre‹ geboten
hat, ist kaum zu übertreffen. Wer
als SPD-Genosse so geldgierig
durch die Lande zieht, wird hof-
fentlich nicht Kanzler. Er bekennt
sich heute noch zu den von ihm
mitbeschlossenen Reformen un-
terSchröder.Alle sogenanntenar-
beitsmarktpolitischen Öffnungen
wie Zeitarbeit, Niedriglohn, Mi-
nijob und andereTüröffner gehen
mit auf sein Konto. Darum ist er
für mich die Pflaume des Monats
Dezember 2012.«
Klaus Okrafka, Berlin

Nicht geschenkt
metallzeitung 12/2012,

Gerechtigkeit, reloaded
»Die Errungenschaften der 50er-
und 60er-Jahre kamen nicht von
Erhards Gnade. Sie wurden von
Gewerkschaften errungen. Auch
die 35-Stunden-Wochewurdeuns
nichtvonKohlgeschenkt, sondern
in langen Streiks erkämpft. Fazit:
Was wir uns nicht erkämpfen,
kriegenwir auchnicht. Leiharbeit,
Tarifflucht, Werkverträge, Hartz
IV und Rente mit 67 schaffen sich
nicht von allein ab. Wir müssen
Druck machen. ›Umfairteilen‹
könnte ein Anfang sein.«
Thomas Mehner, Krefeld

Editorial

FRAGE UND
ANTWORT

Antwort der Redaktion:
Es gibt viele Gründe, auch als
Seniorin oder Senior Mitglied
bei der IG Metall zu sein. Zum
einen natürlich, Teil einer star-
ken Gewerkschaft zu sein und
die Forderungen der IG Metall
solidarisch zu unterstützen.
Denn: Steigen die Löhne und
Gehälter, dann steigen auch
die Renten.

Weitere gute Gründe: Die
Freizeit-Unfallversicherung
gilt auch für Seniorinnen und
Senioren. Außerdem unter-
stützt die IG Metall in sozial-
rechtlichen Fragen wie beim
Streit mit der Krankenkasse
oder der Rentenversicherung.
Und: Auch im Todesfall helfen
wir den Angehörigen, so gut
es geht. Im Todesfall erhalten
Hinterbliebene von der
IG Metall ein Sterbegeld.

»Warum soll ich als
Rentner überhaupt noch
IG Metall-Mitglied sein?
Ich habe doch gar nichts
mehr davon.«
Eberhard R., per E-Mail

gründung des Staudammes Belo
Monte in Brasilien. Strom aus
dem Urwald für Aluminium aus
dem Urwald für Autobauer in
Deutschland.Das sindökologisch
angestricheneMogelpackungen.«
Robert Atzmüller, per E-Mail

Sehr guter Betriebsrat
metallzeitung 12/2012,

Zuschläge für Leihbeschäftigte
»Mir kam alles sehr bekannt vor,
was Sie schilderten. Ich persönlich
habe das zum Glück nicht mehr
erlebt,weil ich in eine festeAnstel-
lung wechseln konnte. Manpower
hat den Tarifvertrag alles in allem
umgesetzt. Aber einigen Kollegen

Fast 1000 Menschen aus aller
Welthabensich imDezemberauf
Einladung der IG Metall in Ber-
lin zusammengefunden:Wissen-
schaftler, Betriebsräte, Verbands-
vertreter, Politiker. Mit Luiz Iná-
cio Lula da Silva war der ehema-
lige Präsident Brasiliens dabei.
Wir haben über die wichtigsten
politischen Fragen diskutiert.
Wie bewältigen wir den ökologi-
schenWandel?Wieerreichenwir
mehr Gerechtigkeit? Wie schaf-
fen wir gute Arbeit und dämmen
prekäre Beschäftigung ein? Wie
schaffen wir mehr Mitbestim-
mung? Wie gestalten wir die In-
dustriepolitik der Zukunft? Last
but not least: Wie sichern wir die
Zukunft der jungen Menschen,
die von der Krise in Europa am
stärksten betroffen sind?

Umsetzen. Die IGMetall ist da-
für bekannt, ihrePositionen auch
in die Praxis umzusetzen. Sie ist
undbleibt auch imWahljahr eine
Einheitsgewerkschaft, also unab-
hängig von Parteien. Deshalb

machenwir unsere eigenen Posi-
tionen imWahlkampf stark. Wir
fordern inDeutschland eine faire
Ordnung am Arbeitsmarkt. Das
heißt: Zurückdrängung von
Niedriglohn und prekärer Be-
schäftigung, Vereinbarkeit von
Beruf und Familie. Und es heißt:
mehr Mitbestimmung. Wir for-
dern eine wirksame Regulierung
der Finanzmärkte. In Deutsch-
land und Europa brauchen wir
Investitionen in Bildung und
Wissenschaft, indieEnergiewen-
de und Elektromobilität, in Roh-
stoffeffizienz und Infrastruktur.
Mitneuen,ökologischenArbeits-
plätzen schaffenwirPerspektiven
für die junge Generation.

Das geht ohne neue Schul-
den. Für die notwendigen Mittel
fordernwireineVermögensabga-
be von jährlich zwei Prozent auf
alleVermögenvonmehr als einer
Million Euro. Das ist leistbar. Es
gibt keine sinnvollere Investition
als in die Zukunft von Deutsch-
lands und Europas Wirtschaft.
Dafür lohnt es sich zu kämpfen.

Berthold Huber, Erster Vorsitzender der IG Metall: »Die IG Metall bringt
sich immer ein, wenn wichtige politische Weichenstellungen anstehen.«
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2013 wird politisch ein entscheidendes
Jahr. Ihre Schwerpunkte hat die IG Metall
bei einem Kongress in Berlin festgelegt.

Kurswechsel für ein
gutes Leben
KLARE
ZIELE
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Aktuell

BILD DES MONATS

Opel und
Bochum
Opel – soweit das Auge reicht.
Seit 50 Jahren prägt der Auto-
bauer das Bild und die Wirt-
schaft der Region in und um
Bochum. Geht es nach demWil-
len vonGeneralMotors ist damit
2016 Schluss. Im Dezember gab
Opel-Interimschef Thomas Se-
dran das Aus für die Produktion
in Bochum bekannt. Bleibt es bei
der Entscheidung, verlieren rund
3000 Menschen ihre Arbeit.

Für die IGMetall ist die Ent-
scheidung eine Kampfansage an
die Belegschaft. Der Erste Vorsit-
zende Berthold Huber forderte
dasUnternehmenauf, betriebsbe-
dingte Kündigungen auszuschlie-
ßen und einen Wachstumsplan
vorzulegen. Opel müsse seinen
Marktanteil in Europa deutlich
steigern. Dazu brauche es Investi-
tionen inMilliardenhöhe.

Fehler des Managements. Die
Arbeitnehmervertreter machen
Managementfehler für die Krise
verantwortlich. Berüchtigt ist
noch immer die Ära des Mana-
gers López. Unter seinem Spar-
kurs litt erst die Qualität, dann
das Image und schließlich der
Verkauf.

Als Opel in den 60er-Jahren
nach Bochum kam, bedeutete
das für die Region wirtschaftli-
chen Aufschwung, nachdem
Kohle und Stahl in die Krise ge-
raten waren. Mitte Dezember
wollten die Bochumer das
50-jährige Bestehen ihres Werks
feiern. Die Feier wurde abgesagt.
In Bochum fürchten Tausende
Menschen um ihrenArbeitsplatz
und ihr Einkommen.

Fabienne.Melzer@igmetall.de

Mehr zu den Entwicklungen:
igmetall-nrw.de
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ZAHLEN UND FAKTEN

Prozent: Hohe Löhne
und wettbewerbsfähig –

das passt zusammen: Exportie-
rende Industriebetriebe zahlen
bis zu zehn Prozent höhere
(Real-)Löhne als die anderen.
Jeder dritte Arbeitnehmer ist
in einer Firma beschäftigt, die
Güter oder Dienstleistungen
exportiert.

Milliarden: So viele
Kleidungsstücke

haben Verbraucher in Deutsch-
land 2011 gekauft – und eine
Million Tonnen Kleidung
warfen sie auf den Müll.

Prozent: Vier von fünf
Unternehmensfusio-

nen und fast die Hälfte aller
Auslagerungen bringen nicht
den gewünschten Erfolg. Als
Grund wird in einer Studie der
Uni Leipzig vermutet: Die Aus-
wirkungen auf die Beschäftig-
ten wurden vernachlässigt.

Prozent: Frauen er-
halten öfter befristete

Jobs als Männer. 2011 hatten
6,5 Prozent aller sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigten
Männer Zeitverträge, aber
9 Prozent der Frauen. Bei Ein-
stellungen bekamen 49 Prozent
der Frauen Zeitverträge, aber
»nur« 42 Prozent derMänner.

Tote: 226 Men-
schen sind im ers-

ten Halbjahr 2012 in Deutsch-
land bei Arbeitsunfällen ge-
storben, 25 mehr als im ersten
Halbjahr 2011. Die Zahl der
meldepflichtigen Arbeitsunfälle
insgesamt ging um rund zwei
Prozent zurück: auf 450689.

Milliarden: So viele
dienstliche E-Mails

werden weltweit Tag für Tag
verschickt. Hunderte Milliar-
den Stunden dauert es, sie zu
lesen (siehe auch Seite 8).
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Kurzarbeit verlängert
ARBEIT Das Kurzarbeitergeld wird nun für ein Jahr

und nicht wie bisher für sechs Monate ge-
zahlt. Das reicht der IG Metall nicht. Auch
Leiharbeiter sollen profitieren.

Mahle, Thyssen-Krupp und der
Lastwagenhersteller MAN –
dieseUnternehmenhabeneines
gemeinsam: Sie spüren die
schwächelnde Konjunktur, ha-
ben Kurzarbeit beantragt und
profitieren künftig von länge-
rem Kurzarbeitergeld. Die Re-
gierunghatdenBezugvonsechs
auf zwölf Monate verlängert.

Die IG Metall begrüßt die
Verlängerung als ersten Schritt.
Sie kritisiert allerdings, dass die
neue Regelung nur für Stamm-
beschäftigte gilt. Leiharbeit-
nehmer gehen bislang leer aus.
Sie sind jedoch die Ersten, die
in Krisenzeiten ihren Job ver-
lieren. »Es ist ein sozialpoliti-
scher Skandal ersten Ranges,
die Leiharbeiter bei der Kurz-
arbeiterregelung außen vor zu
lassen«, sagte Detlef Wetzel,

Zweiter Vorsitzender der IG
Metall. Er fordert deshalb, dass
auch Leihbeschäftigte in Be-
trieben, in denen kurzgearbei-
tet wird, das Kurzarbeitergeld
erhalten.

Keine Entlassungen. Mit der
Kurzarbeit können Unterneh-
men die Produktion anpassen,
ohne Mitarbeiter zu entlassen.
Die Arbeitszeit wird reduziert
und der geringeren Auslastung
angepasst.

Bereits mit den ersten An-
zeichen für eine nachlassende
Konjunktur hat die IG Metall
gefordert, die Bezugsdauer der
Kurzarbeit auf 24 Monate zu
verlängern. Das hatte sich be-
reits in der Wirtschaftskrise
2008/2009 bewährt.

Ellen.Klement@igmetall.de

Mutti muss mal wieder nach dem Rechten sehen. Ob sie weiß, wie
es in denAktenschränken vonKlein-Holger Apfel und seiner NPD
aussieht? Schlimm, nach allem, was man aus der Bundestagsver-
waltung hört. Die Buchführung im SchuhkartonmanchesKleinge-
werbetreibendenmussdagegen fürFinanzprüfer einewahreFreude
sein.Oderwar die loseBlattsammlung, die die Partei 2008derBun-
destagsverwaltungalsRechenschaftsberichtvorlegte,Tarnung?Dar-
in versteckt: 635000 falsch verbuchte Euro. Das rechnete das
Bundesverwaltungsgericht aus und verdonnerte
die NPD zu 1,3Millionen Euro Strafe. Vielleicht
war es gar keineAbsicht.DieNPDrechnete, so
gut sie konnte. Schließlich taten sich schon
ihre Großväter mit Zahlen schwer. Bei
ihnen dauerten 1000 Jahre
bekanntlich 12.

Wenn Rechte rechnen, kommt
es auf Tausende nicht an

PFLAUME DES MONATS

NPD-Chef
Holger Apfel. Fo
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Aktuell

Über eine Million Sanktionen ge-
genHartz-IV-Empfängerhabendie
Jobcenter imJahr2012verhängt. In
derRegel bedeutet das dieKürzung
desArbeitslosengelds II. Sanktions-
grund sind meistens versäumte
Termine. Oft steckt dahinter, dass
Erwerbslose sichweigern, an »akti-
vierenden«Maßnahmenteilzuneh-
men, die ihnen nichts bringen.

»Die Maßnahmen laufen im-
mer gleich: Der Referent spult eine
Präsentation ab und verschwindet
zumnächstenKurs. Die Leute blei-
ben allein zurück und surfen ein
paar Tage im Internet, oft zu zweit
an Uralt-PCs«, erzählt Ali B., der
selbst betroffen ist. Kürzlich wollte
ihn sein »Fallberater« im Jobcenter
wieder mal zum Bewerbertraining
schicken – zum sechsten Mal in-
nerhalb von vier Jahren. Dabei ist
Ali B.s Bewerbungsmappe top, sagt
sogar der Fallberater. Trotzdem: Er

muss hin. Eine echte Fortbildung,
die seine Chancen wirklich erhöht,
bewilligt ihm der Fallberater nicht.

Sinnlose Maßnahmen. Das In-
ternet ist vollmit ähnlichenBerich-
ten. Auch Werner Altmann erlebt
diese Fälle immer wieder. Er berät
Erwerbslose bei der IGMetall Frei-
burg. »Vor Kurzem wollte das Job-
center einen Erwerbslosen zum
Bewerberkurs schicken, der selbst
jahrelang Bewerbertrainer war.«

Altmann konnte den Unsinn
abwenden. Maßnahmen, die nicht
zu den Menschen passen, oft wo-
chenlang. Dahinter steckt, dass die
Jobcenter den Bildungsträgern die
angefragteTeilnehmerzahl undda-
mit auch ihr Geld garantieren, kri-
tisiert Altmann. Das heißt: Der
Kurs muss voll werden. Jeder wird
dort reingesteckt. Ob Akademiker,
Schulabbrecher oder Fastrentner.

HARTZ IV Jedes Jahr geben Arbeitsagenturen und Jobcenter eine halbe Milliarde Euro
für »aktivierende« Maßnahmen aus. Zahllose, oft dubiose Bildungsträger
profitieren davon. Die Maßnahmen sind meist billig und sinnlos. Trotzdem
müssen die Erwerbslosen dort hin. Für die Statistik und um Kurse zu füllen.

Sinnlos verdonnert
Weiterbildung kann Arbeitslose weiterbringen. Doch zu oft parkt die Arbeitsagentur sie in sinnlosen Kursen.
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Nie eine Eingliederungsvereinbarung im Jobcenter unterschrei-
ben. Nehmt sie mit nach Hause und lasst sie am besten prüfen.
Das Jobcenter muss Euch 10 bis 14 Tage Bedenkzeit gewähren.
Wenn Ihr das Gefühl habt, nicht fair behandelt zu werden: Nehmt
einen Beistand nach Paragraf 13 Sozialgesetzbuch X mit.
Achtet auf die Maßnahmen in der Eingliederungsvereinbarung.
Sind sie sinnvoll? Ansonsten sagt höflich »Nein« und schlagt Alter-
nativen vor. Dafür kann Euch das Jobcenter nicht bestrafen.
Die IG Metall berät Euch, prüft Bescheide und kann Euch gemäß
Paragraf 13 Sozialgesetzbuch X auch als Bevollmächtigte vertreten.
Im Konfliktfall kann Euch die IG Metall zudem Rechtsschutz geben.
Viele IG Metall-Verwaltungsstellen haben spezielle Beratungen
und Gruppen für Erwerbslose.
Eure IG Metall vor Ort findet Ihr hier:

igmetall.de/vor-ort
Der IG Metall-Beitrag für Erwerbslose beträgt 1,53 Euro im Monat.
Vorsicht vor Tipps im Internet. Seriöse Informationen bietet die Ko-
ordinierungsstelle gewerkschaftlicher Erwerbslosengruppen:

erwerbslos.de

TIPP

So wehrt Ihr Euch gegen sinnlose Maßnahmen

http://www.igmetall.de/vor-ort
http://www.erwerbslos.de
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Laut Bundesagentur für Arbeit
sollen sichdieMaßnahmenam
Bedarf der »Kunden« und des
regionalen Arbeitsmarkts ori-
entieren. Erwerbslosenberater
vor Ort berichten jedoch von
absurden Kursen auf Kinder-
gartenniveau, wie Muscheln
sammeln, Mandalas ausmalen
oder richtig Zähne putzen.

Prinzip billig und viel. Zen-
trales Kriterium ist der Preis:
Die »Maßnahmen zurAktivie-
rung« sind mit durchschnitt-
lich 1000Euro deutlich billiger,
als echteWeiterbildungen. »Bei
den Ausschreibungen geht der
Auftrag immer an den billigs-
ten Bildungsträger«, berichtet
Werner Ahrens, Metaller und
Berater bei der Arbeitslosen-
initiativeWilhelmshaven.

Einer seiner Beraterkolle-
gen, der anonym bleiben will,
war früher selbst Referent und
kennt das Bildungsgeschäft:
»Das Prinzip ist: billig und viel.
Allein bei uns in der Region
konkurrieren siebenTrägerum
Aufträge. Das heißt: schlechte
Ausstattung, zuwenigPersonal
und schlecht bezahlt.DieRefe-
renten arbeiten ohne festen
VertragaufHonorarbasis.Nor-
mal sind13EuroStundensatz.«

Sinnlos und billig. Ent-
sprechenddürftig ist die Bilanz
derMaßnahmen: Laut Statistik
der Arbeitsagentur findet we-
niger als ein Drittel der Teil-
nehmer im folgenden halben
Jahr einen Job,undwenn,dann
meist befristet, als Minijob
oder in Leiharbeit. OhneMaß-
nahme sieht es kaum schlech-
ter aus. »Die Jobcenter wollen
die Leute inMaßnahmen brin-
gen, um sie zu disziplinieren
und um die Statistik zu schö-
nen«, erklärtAhrens. »Wasdort
passiert, interessiert nicht.«

Dabei wäre das Geld für
echteWeiterbildungda, die vor
allemgeringQualifiziertebitter
nötig hätten: Von den 3,8 Mil-
liarden Euro, die den Jobcen-
tern 2012 zur Verfügung
standen, fließen 700 Millionen
zurück in die Verwaltung.

Dirk.Erb@igmetall.de

34-Stunden-Woche
Porsche verkürzt die Arbeits-
zeit in Zuffenhausen in der
Produktion für 3300 Kollegen
auf 34Wochenstunden bei
vollem Lohnausgleich. »Unser
Einsatz hat sich gelohnt, es gab
intergalaktischen Applaus«,
freut sich Porsche-Betriebs-
ratsvorsitzender UweHück.
Außerdem können künftig
mehr Ingenieure im Entwick-
lungszentrum bei entspre-
chendmehr Lohn 40 Stunden
dieWoche arbeiten. Der Be-
triebsrat vereinbarte auch, dass
Leihbeschäftigte gleich bezahlt
und behandelt werden. Zu-
dem gilt eine Quote vonmaxi-
mal acht Prozent für Leih-
arbeiter inklusive Befristete.

KURZ & BÜNDIG

Doppelpass statt
Optionszwang
Die IGMetall fordert ein kom-
munales Wahlrecht für Men-
schen ohne deutschen Pass.
Außerdem sollte die doppelte
Staatsbürgerschaft ermöglicht
und die Optionspflicht ersatz-
los gestrichen werden.
Der Optionszwang bedeu-

tet, dass in Deutschland gebo-
rene Migrantenkinder die
Staatsbürgerschaft der Eltern
ablegen müssen, um die deut-
sche zu behalten. Die doppel-
te Staatsbürgerschaft wäre für
sie ein Ausweg, wird aber per
Gesetz ausgeschlossen.
»Das Signal an diese jungen

Menschen ist fatal. Es lautet:
Ihr gehört nicht dazu«, so
Christiane Benner, geschäfts-
führendes Vorstandsmitglied
der IGMetall auf der Bundes-
migrationskonferenz in Kas-
sel. »Erst sagt man: ›Integriert
Euch‹, dann nimmtman
ihnen den Pass weg.« In
Deutschland leben 4,5Millio-
nenMenschen problemlos mit
zwei Staatsangehörigkeiten.

RECHT NAH DRAN

Wenn IGMetall undBelegschaf-
ten Aktionen vor Betrieben star-
ten, rechnen sie normalerweise
damit, dass die Firmenchefs
nicht so begeistert davon sind
wie sie. Im thüringischen Kraut-
hausen ging der Geschäftsführer
von DVS Produktion und DVS
Technology jedoch im Novem-
ber so weit, dass er vor Gericht
zog. Er wollte die Aktionen ver-
bieten lassen. Das Ergebnis vor-
weg: Das gelang ihm nicht.

Gute Arbeit. Das war passiert:
In der Aktionswoche »Gute Ar-
beit–gut inRente«machtedie IG
Metall Eisenach auf drohende
Altersarmut wegen zu geringer
Arbeitseinkommen aufmerk-
sam. Sie versahdas Firmenschild
vonDVSmit Aufklebern; darauf
stand: »DieserBetriebproduziert
Altersarmut«.DieselbeBotschaft
prangte auf einem Transparent
vor demBetriebszaun. AmZaun
selbst war zu lesen: »Stadtbe-
kannter Altersarmutsbetrieb«.
Darunter die Information, dass
Arbeitnehmer 10,36 Euro Stun-
denlohn benötigen, um nach 45
Beschäftigungsjahren im Alter

auf 684 EuroGrundsicherung zu
kommen.DasGanzewar auf der
Internetseite der IG Metall Eise-
nachmit Fotos dokumentiert.

DVS sah sich durch die Ak-
tion grundlos »an den Pranger
gestellt«. IhrGeschäftsführerver-
suchte, mithilfe des Arbeitsge-
richts Eisenach durchzusetzen,
dassdie IGMetall solcheskünftig
unterlassen muss, andernfalls sei
bis zu 500000 Euro Ordnungs-
geld zu verhängen, »ersatzweise
Ordnungshaft zu vollziehen«.

Das tat das Gericht aber
nicht. Es räumte in der Abwä-
gungder»Persönlichkeitsrechte«
von DVS gegen das Grundrecht
auf freie Meinungsäußerung
letzteremVorrang ein. In der öf-
fentlichen Auseinandersetzung
zwischenGewerkschaft undUn-
ternehmen sei Kritik selbst in
überspitzter und polemischer
Form im Übrigen durch das
Grundrecht auf Koalitionsfrei-
heit gedeckt.

Sylvia.Koppelberg@igmetall.de

Aktenzeichen: 3 Ga 11/12.
Mehr auf der Homepage:

igmetall-eisenach.de

»Überspitzte« Kritik
bei Aktionen erlaubt

Die Firma DVS bei Eisenach wollte der IG Metall gerichtlich verbieten, solche
Transparente vor den Betrieb zu stellen, hatte damit aber keinen Erfolg.
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Quelle: Befragung der IG Metall

Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

DIE ARBEITSWELT IN ZAHLEN

»Gibt es in Eurem Betrieb Angebote, die es älteren Beschäftigten
ermöglichen, vor der gesetzlichen Rente auszusteigen?«
Auf diese Frage antworteten so viele Betriebsräte in Prozent:

Die durchschnittlichen Einkommen und Zeiten von Arbeitslosigkeit
bei Beschäftigten mit und ohne Leiharbeitsphasen, fünf Jahre
nach dem Berufsabschluss:

So viel Steuern auf Vermögen haben Industrieländer im Verhältnis
zu ihrem Bruttoinlandsprodukt (Gesamtwert der hergestellten
Güter eines Jahres) 2009 eingenommen (in Prozent):

Vorzeitig ausscheiden – für viele nicht drin

Leiharbeitnehmer länger arbeitslos

Deutsche Reiche zahlen am wenigsten Steuern

ja, ausreichend

ja, aber nicht
ausreichend

21

36

42

1

nein

weiß nicht

Großbritannien

Frankreich USA

Italien Spanien Deutschland

74 Euro

124 Tage 199 Tage

61 Euro

ohne Leiharbeitsphase: mit Leiharbeitsphase:

Tage von Arbeitslosigkeit:

4,2

3,4 3,3

2,7 2,0 0,9

Einkommen pro Tag:

Quelle: OECD/Der Spiegel
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Peter, wann war Dein letztes
E-Mail-freies Wochenende?
Peter Donath: Das ist gar nicht so
lange her. Im Ernst. Ich versuche
mich zu beschränken. Aus Rück-
sicht auf mich selbst und auf an-
dere. Wenn ich abends E-Mails
verschicke, bekomme ich selbst
nach zehnUhr innerhalb weniger
Minuten Antworten. Offenbar
fühlen sich manche durch meine
E-MailunterDruck, sofort zuant-
worten. Vorgesetzte sollten Be-
schäftigten in deren Freizeit keine
E-Mails schicken. Wenn es nicht
um Leben und Tod geht, gibt es
nichts,wasnichtbis zumnächsten
Arbeitstag warten kann.

Einige Unternehmen stoppen
die E-Mail-Flut und schalten
Smartphones nach Dienst-
schluss ab. Bei VW gibt es eine
Vereinbarung, Daimler zieht
nach. Nur Einzelfälle?
Donath: IchkenneeinigeBetriebe,
die über solche Vereinbarungen
verhandeln. Wenn so eine Ge-
schichtewiebeiDaimlerdurchdie
Zeitung geht, häufen sich die An-
rufe bei uns natürlich. Vor allem
Betriebsräte aus kleineren und
mittleren Unternehmen wollen
wissen, was sie tun können, damit
Beschäftigte abends, amWochen-
ende und im Urlaub abschalten.
Das können ja immer weniger.
Gut ein Viertel aller Beschäftigten
gab bei der letzten Umfrage zum
Index »Gute Arbeit« an, dass sie
ständig erreichbar sein müssen.

Wer stößt Vereinbarungen an,
Betriebsrat oder Arbeitgeber?
Donath: In großen Unternehmen
kommt es oft von beiden Seiten.
Betriebsräte wollen verhindern,

dass die Arbeitszeit über das
Smartphone oder Laptop endlos
verlängert wird. Arbeitgeber se-
henwirtschaftlicheNachteile.Vie-
le Nachrichten sind überflüssig,
kosten aber Zeit. Wer aus seiner
Arbeit herausgerissen wird, weil
dasPostfachblinkt, braucht einige
Minuten, um sich wieder zu kon-
zentrieren. Ich glaube, dass die
Nachrichtenflut uns bremst ...

... und krank macht?
Donath:DieNachrichtenflut viel-
leicht nicht. Aber ein Leben in
ständiger Erreichbarkeit. Wie
soll ein Mensch 40 Jahre im Ar-
beitsleben durchstehen, wenn er
nie abschalten kann? Große Un-
ternehmen mit einer gepflegten
Statistik erkennen das Problem.
Siekönnenan ihrenZahlen sehen,
dass die psychischen Erkrankun-
genzunehmenoderMenschenbei
der Arbeit zusammenbrechen.
Deshalb reagieren sie.

Kann denn nicht jeder selbst re-
geln, wie er mit seiner Arbeit
und seiner Freizeit umgeht?
Donath: Wer Arbeit mit nach
Hause nimmt, tut das nicht frei-
willig. Unsere Arbeitskultur hat
sich in den vergangenen Jahr-
zehnten verändert. Unternehmen
müssen auf Kundenwünsche
schneller reagieren.Wenn imSer-
vice dieAnrufe auflaufen,müssen
Beschäftigte entscheiden, wie sie
dieAnfragenbearbeiten.Da lastet
ein enormer Druck auf den Leu-
ten.Hinzu kommt:Unternehmen
sind weltweit vernetzt. Wenn
Europa noch schläft, arbeitet
Asienschonundbrauchtvielleicht
jemanden in Deutschland. Wenn
dieMenschen in Europa schlafen,

INTERVIEW Seit E-Mail und Internet mobil geworden
sind, lässt die Arbeit viele Menschen nicht
mehr los. Für Peter Donath vom IG Metall-
Vorstand gibt es nur einen Grund, Beschäf-
tigten in ihrer Freizeit E-Mails zu schicken.

Einfach mal
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greift an der amerikanischen
Westküste einer zum Telefon und
ruft in Irland an. Global gesehen
kennt Arbeit kein Ende.

Liegt es nicht auch am Ma-
nagement, wenn Beschäftigte
das Gefühl haben, sie müssen
ständig erreichbar sein?
Donath:Natürlichmachen es sich
Vorgesetzte leicht. Wenn sie je-
den jederzeit und überall errei-
chen können, müssen sie sich
keine Gedanken machen, wer
wen im Urlaub vertritt. Die Ant-
wort auf Globalisierung kann
nicht heißen, dass alle rund um
die Uhr arbeiten. Für so etwas
gibt es Schichtpläne.

Manche fühlen sich bevormun-
det, wenn Mails einfach abge-
schaltet werden. Wie können
Betriebsräte Ärger vermeiden?
Donath: Indem sie Smartphones
und Laptops nicht einfach ab-
schalten. Siemüssen die Beschäf-
tigten fragen, was ihnen wichtig
ist. In einem Betrieb haben wir
mit den Leuten darüber gespro-
chen, was zumLeben gehört und
wie weit Arbeit in das Privatle-
ben hineingreift. Kurz darauf
nahm die Arbeitszeit ab.

Was schlagen Beschäftigte vor,
um der ständigen Erreichbar-
keit zu entkommen?
Donath: Wer seine Mails nicht
einfach abschalten lassenwill, ar-

beitet oft in Projekten. Diese
Menschen wollen sich nicht vor-
schreiben lassen, wann sie anfan-
gen und wann sie aufhören
müssen. Aber sie wollen auch
nicht ohne Ende arbeiten. Das ist
für sie das eigentliche Problem.
Wenn ein Projekt beendet ist,
steht oft der Vorgesetzte schon
mit dem nächsten vor der Tür.
Dann quillt das Stundenkonto
über und keine Pause ist in Sicht.
Deshalb haben wir in einem
Betrieb vereinbart, dass Beschäf-
tigte ein Recht haben, freizuneh-
men, wenn das Stundenkonto
voll ist. Die Idee kam von den
Leuten.

Welche Rechte haben Beschäf-
tigte eigentlich?
Donath: Erst mal muss niemand
außerhalb seiner vertraglichen
Arbeitszeit erreichbar sein.Erdarf
seine E-Mails ignorieren. Etwas
anderes gilt für Rufbereitschaft.
Der Arbeitgeber muss sie aber re-
geln und kann sie nicht einfach
unter Freizeit verbuchen. Im
ZweifelmüssenBeschäftigte ihren
Betriebsrat fragen. Smartphones
gibt es erst seit einpaar Jahren.Mit
dieser Entwicklung sind Betriebs-
vereinbarungen nicht mitgekom-
men. Das erkennen Betriebsräte
und suchen nach Antworten. Es
gibtkeinPatentrezept, aber eins ist
klar: Arbeiten rund um die Uhr
geht nicht.

Fabienne.Melzer@igmetall.de

metallzeitung 1 | 2013 | 9

Aktuell

Fo
to

s:
M

ic
ha

el
Sc

hi
nk

e

»Wenn es nicht um Leben und
Tod geht, gibt es nichts, was
nicht bis zum nächsten Arbeits-
tag warten kann.« Peter Donath
leitet das Ressort Betriebs-
politik beim IG Metall-Vorstand.

abschalten

Keine E-Mails nach Feierabend
Beim Autohersteller VW hat der Betriebsrat der Arbeit nach
Feierabend einen Riegel vorgeschoben. Nach Dienstschluss
bekommen Beschäftigte, die ein Smartphone besitzen und für
die der Tarifvertrag gilt, keine Dienst-E-Mails mehr. Sie werden
erst am nächsten Tag wieder zugestellt.
Der Betriebsrat bei Daimler will ebenfalls die E-Mail-Flut ein-
dämmen und mit dem Unternehmen eine Vereinbarung
abschließen. Sobald sie steht, können Beschäftigte des Auto-
bauers entscheiden, ob sie E-Mails während ihrer Abwesenheit
mit Verweis auf einen Vertreter löschen lassen.

WISSEN

KURZ & BÜNDIG

Schwangere Vertretung
Eine Frau, die befristet als
Schwangerschaftsvertretung
eingestellt wird, muss demAr-
beitgeber vor Vertragsabschluss
nicht offenbaren, dass sie eben-
falls schwanger ist. Eine solche
Frage stellt nach demAllgemei-
nen Gleichbehandlungsgesetz
eine Benachteiligung wegen des
Geschlechts dar. Das Landes-
arbeitsgericht Köln entschied,
dass der Vertrag deshalb nicht
anfechtbar sei (6 Sa 641/12).

Erster Preis für »Elom«
Mitgefühl, Wärme und
Respekt strahlt das Foto der
Krankenschwester Elom aus.
Das Bild von Victor Lewitzki
wurde mit dem ersten Preis
beim Fotowettbewerb der In-
itiative »Respekt!« und der IG
Metall ausgezeichnet. Infos
rund um die Initiative:

igmetall.de/respekt

Echter Neuanfang
Thyssen-Krupp steht vor einem
Konzernumbau. Grund sind
der Verlust von fünf Milliarden
Euro, den der größte deutsche
Stahlkonzern im Geschäftsjahr
2011/2012 eingefahren hat.
Bertin Eichler, stellvertretender
Aufsichtsratsvorsitzender und
geschäftsführendes Vorstands-
mitglied der IGMetall, fordert
einen »echten Neuanfang« mit
umfassender Beteiligung der
Arbeitnehmervertreter.

Preisgekrönt: Das Bild zeigt
Elom bei ihrer Arbeit .
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ihren Kern auszudehnen.« Roubini, einer der
renommiertesten amerikanischen Wirtschafts-
wissenschaftler,mahnte,Europanichtkaputtzu-
sparen, sondern für Wachstum zu sorgen. Er
empfahl ein Programm für Investitionen in
Infrastruktur. Andere Wissenschaftler, wie der
US-ÖkonomJamesGalbraith, stimmten ihmzu.
Um der Krise zu entkommen, schlägt Galbraith
vor: gemeinsameeuropäischeAnleihen, eine In-

Er wurde weltweit bekannt, als er 2006 die
Finanzkrise voraussagte, die gut ein Jahr später
eintrat.NourielRoubinikamzwarnichtmitdüs-
teren Voraussagen zum IG Metall-Kongress in
Berlin, aber mit deutlichen Warnungen. Der
Sparzwang in den europäischen Krisenländern
drossle dasWachstum und führe zu nochmehr
Arbeitslosigkeit. »Die Wirtschaftsschwäche
droht, sich von den Rändern der Eurozone auf

vestmentinitiative und eine Europäisierung der
Finanzregulierung. Die Wissenschaftler lobten
die IGMetall für ihre europapolitischen Forde-
rungen. Sie fordert unter anderem Investitionen
in Europa. Nicht nur, um die Krise der Eurozo-
ne zu bewältigen. Ihr Thema auf dem Kongress
war,wieGesellschaften sich entwickelnmüssen,
damit die Menschen eine lebenswerte Zukunft
haben. ImMittelpunkt stand,wasGewerkschaf-
ter im eigenen Land tun können, um diese Zu-
kunft anzuschieben und zu gestalten.

Neoliberal fatal. «Kurswechsel« ist nicht nur
der Name des Kongresses. Es geht darum, poli-
tisch einen grundlegend neuen Kurs einzu-
schlagen: Weg vom »finanzmarktgetriebenen
Kapitalismus« und von einem durch »neolibe-

igmetall-
kurswechsel
kongress.de

Nouriel Roubini: »Ohne Wachstum wird die soziale Un-
gleichheit immer größer und der soziale Frieden gefährdet.
Ich fürchte für die Eurozone, dass sie das Wachstum nicht
genug in den Mittelpunkt stellt.«
US-Ökonom, Professor an der Stern School der Universität New York

Eine andere Welt ist nicht nur möglich. Sie ist dringend notwendig. Das bestä-

tigten führende Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus aller Welt auf

dem Kurswechselkongress der IG Metall.

Von Sylvia Koppelberg und Fabienne Melzer, Fotos: Christian von Polentz

Gerecht, sozial
und innovativ

KURSWECHSELKONGRESS: WIE
GESTALTEN WIR DIE ZUKUNFT?

Die Richtung ändern: Rund 1000 Metallerinnen, Metaller und Wissenschaftler diskutierten in Berlin über die Zukunft.

Vor Ort
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sichereundgutbezahlteArbeit zubieten,mit ge-
sunden Arbeitsbedingungen. Dabei zeigte sich,
dass die IGMetall viele anerkannteExpertinnen
und Experten auf ihrer Seite hat. Die Wissen-
schaftler untermauerten, dass Klimaschutz
überlebensnotwendig ist und die Energiewende
und ein nachhaltiger Umbau der Wirtschaft ei-
ne Chance sind und Millionen neue Arbeits-
plätze schaffen können.

Eine Reihe von Wissenschaftlern themati-
sierte,dassdieUngleichheit global zunimmtund
sich in den Industrieländern unsichere, schlecht
bezahlte Arbeit ausbreitet. Die Staaten müssten
viel stärker durch gute Sozialpolitik gegensteu-
ern. Der Umbau der Wirtschaft funktioniere
nur, wenn der Staat ihn steuert und Bürger und
ArbeitnehmeraufEntscheidungenEinflussneh-
men können. »Demokratie« und »Beteiligung«
waren Schlüsselwörter in den Diskussionen.

Die IGMetall verfasste zumAbschluss des
Kongresses die Berliner Erklärung »Kurs-
wechsel für ein gutes Leben«.Darin fordert sie:
eine solidarischeWeltwirtschaftsordnung
die Finanzmärkte zu regulieren und eine Fi-

nanztransaktionssteuer einzuführen, auchwenn
nicht alle Länder sofort mitmachen

einen Marshallplan für die Krisenländer in
Europa
eine nachhaltige Industriepolitik, die ökolo-

gische, soziale undwirtschaftliche Ziele verfolgt
und den Prozess demokratisch gestaltet
eine gerechte Steuerpolitik und ein Ende der

sozialen Spaltung
einen Ausbau der sozialen Leistungen
prekäre Beschäftigung einzudämmen und

»gute Arbeit« zu fördern
Perspektiven für die junge Generation

Die Ergebnisse wird die IG Metall jetzt in die
Praxis umsetzen.

rale« Ideologien geprägten Staat, der seine Ver-
antwortung fürdasGemeinwohlnichtmehrge-
nug wahrnimmt, sondern so tut, als lasse sich
privat alles besser organisieren. Ziel ist eineGe-
sellschaft, in der Chancen und Vermögen ge-
recht verteilt sind. In der der Staat die Starken
in die Pflicht nimmt und Finanzmärkte so
regelt, dass sie als Dienstleister für Wirtschaft
und Kunden arbeiten.

Fast 1000 Gewerkschafter und Wissen-
schaftler aus 60 Ländern diskutierten in Berlin,
wie eine soziale und gerechte Gesellschaft aus-
sehen kann, die die Natur und damit die eigene
Lebensgrundlage nicht zerstört. Und wie die
Wirtschaft sichentwickelnmuss, uminZukunft

Jill Rubery: »Arbeit und Familienstrukturen zersplittern immer
mehr. Dadurch wachsen die Ansprüche an den Staat. Wir brau-
chen einen aktiven Staat, der in die sozialen Bereiche investiert.«
Professorin an der Universität Manchester

Luiz Inácio Lula da Silva: »Wir haben die Gesellschaft
durch Anhörungen an der Politik beteiligt ... Demokratie
ist, wenn die Gesellschaft in Schwingungen gerät. Die
Politiker müssen die Angst vor der Demokratie verlieren.«
Ehemaliger Präsident von Brasilien und Metallgewerkschafter

Gespräch in der Pause: Viele nutzten den Kongress,
um mit den Expertinnen und Experten Wissen und
Erfahrungen auszutauschen.

Mehr als 100 IG Metall-Jugendliche, viele in europa
blauen Morphsuits, riefen auf dem Berliner Alexan-
derplatz einen »Neustaat« aus, in dem Junge nicht
mehr die Opfer von Krise und Sparpolitik sind.

Gewerkschafter und Politiker aus
England, Belgien und Tschechien
appellieren an die Solidarität der
Arbeitnehmer in Europa.

Vor Ort

James Galbraith: »Die Krise führt zum dramatischen Anstieg der Ungleich-
heit in Europa. Die derzeitige Strategie, die nur auf Sparprogramme aus-
gerichtet ist, wird einzelne Volkswirtschaften zerstören ... Wer glaubt,
man könne den sozialen Konsequenzen entkommen, irrt sich gewaltig.«
US-Ökonom, Professor an der Universität von Texas, Austin
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Arbeit

Für ein StudiumbrauchenBewer-
ber nicht immer Abitur. Wer eine
Ausbildung abgeschlossen und
mindestens drei Jahre Berufser-
fahrung hat, bekommt auch
ohne Abitur einen Studi-
enplatz. Da viele be-
rufserfahrene
Studierendeden Start an
der Universität als Hür-

denlauf empfinden,unterstützt sie
die Hans-Böckler-Stiftung mit ei-
nemModellprojekt. Interessenten
können sich bis 31. Januar bewer-

ben. Infos zur Förderung gibt
es im Internet unter:

boeckler.de/40936.
htm. Oder schickt
Eure Fragen an: Ralf.
Richter@boeckler.de.

Arbeit

Stiftung hilft beim Studienstart
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Wer eine berufliche Weiterbil-
dung macht, ist auch dort gesetz-
lich unfallversichert. Dies gilt für
jede Fortbildung, die der Arbeit-
geber oder die Arbeitsagentur
anordnen und die vertraglich
vereinbart ist. DerVersicherungs-
schutz umfasst auch An- und Ab-
reise, egal an welchem Ort die
Fortbildung stattfindet.

Komplizierter wird es, wenn sich
Arbeitnehmer eigenmächtig be-
ruflichweiterbilden.Auchhierbe-
steht Versicherungsschutz, wenn
die Fortbildung die beruflichen
Chancenverbessert. Fragt imEin-
zelfall beim Bildungsträger und
der Berufsgenossenschaft nach.

Wer sich jedoch rein privat
fortbildet, ist nicht versichert.

Unfallversichert zur Weiterbildung

Foto: Olaf Hermann

Entgelt für einebetrieblicheAlters-
versorgung umwandeln. Während
einer medizinischen Vorsorge-
oder Rehamaßnahme der Renten-
versicherung erhalten Minijobber
ein Übergangsgeld, wenn kein An-
spruch auf Entgeltfortzahlung
(mehr) besteht.

Minijobber können sich zwar
von der Rentenversicherungs-
pflicht befreien lassen, sollten aber
die persönlichen Folgen beden-
ken. Denn wer nicht anderweitig
Beiträge in die Rentenversiche-
rung einzahlt, hat keinen An-
spruch auf die Leistungen.

Mindestbeitrag erhöht. Außer-
dem erhöht sich der Mindestbei-
trag für die Berechnung der
Rentenversicherungsbeiträge von
155 auf 175 Euro. Das heißt: Ver-
dienen Minijobber weniger, wird
der Beitrag 2013 von einem fikti-
ven Verdienst von 175 Euro be-
rechnet. Das gilt für alte wie für
neue Minijobs.

Alte Minijobs. Wer 2012 als Mi-
nijobber versicherungsfrei in der
Rentenversicherung war, bleibt es
auch weiterhin, wenn das Ein-
kommen 400 Euro nicht über-
steigt. Erhöht der Chef das
monatliche Entgelt auf bis zu 450
Euro, gilt auch für alteMinijobber
das neue Recht.

Ein in 2012 sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigter,mit
einem monatlichen Einkommen
zwischen 400,01 und 450 Euro,
der jetzt zum Minijobber wird,
bleibt auch 2013 rentenversiche-
rungspflichtig. Beschäftigte kön-
nen sich aber von Arbeitslosen-,
Kranken- und Pflegeversiche-
runspflicht befreien lassen. Eine
Befreiung von der Rentenversi-
cherungspflicht ist aber nicht vor
2015 möglich.

Neue Regeln für Minijobber
RECHT SO Minijobber können jetzt maximal 450 Euro im Monat verdienen. Was gilt für

bestehende Minijobs und was ändert sich für neue ab 2013? Die wichtigsten
Details erläutert Tjark Menssen.

Im neuen Jahr wird der 400-Euro-
Job zum 450-Euro-Job. Die größte
Änderung gibt es bei der Renten-
versicherung, denn künftig wird
das bisher wenig praktizierte Auf-

stocken zumNormalfall.
Wer ab Januar einen

neuen Minijob ausübt, muss
künftig Beiträge in die gesetzliche
Rentenversicherung entrichten.
Ein Beschäftigter erwirbt somit
Ansprüche auf alle Leistungen der
gesetzlichen Rentenversicherung
und zahlt hierfür einen vergleichs-
weise niedrigen eigenen Beitrag.
Weil der Arbeitgeber 15 Prozent
Pauschalbeitrag zur Rentenversi-
cherung zahlt, muss der Minijob-
ber lediglich die Differenz von
3,9 Prozent zum allgemeinen Bei-
tragssatz (2013: 18,9 Prozent) aus-
gleichen und erwirbt vollwertige
Pflichtbeitragszeiten inderRenten-
versicherung. Diese erhöhen nicht
nur den Rentenanspruch. Sie sind
auch Voraussetzung, um gegebe-
nenfalls früher in Rente gehen zu
können. Versicherte erhalten Lei-
stungen zurRehabilitation (sowohl
immedizinischen Bereich als auch
imArbeitsleben) und erwerben ei-
nen Anspruch auf eine Erwerbs-
minderungsrente und können

Tjark Menssen ist
Jurist bei der
DGB Rechtsschutz
GmbH.

Broschüren und Hinweise
Weitere Ausführungen zu
den Neuerungen im Bereich
der geringfügigen Beschäfti-
gung sowie Hinweise zu den
Regelungen in der Gleitzone
hat die Minijob-Zentrale in
einem ausführlichen Fragen-
und Antwortenkatalog
auf ihrer Internetseite zusam-
mengesellt:

minijob-zentrale.de/
450-Euro-Gesetz

WISSEN
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Leuchtendes
Vorbild
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amEnergiesparlampen von Osram:
weniger Quecksilbergehalt als
die billigen Lampen aus Fernost

Energiesparlampen schonen die
Umwelt. Sie sparen bis zu 80
ProzentStrom.Gut so.Dennoch
stehen sie unter Beschuss. Der
Grund: Der in ihnen enthaltene
Quecksilbergehalt ist schlecht
für die Umwelt. Was soll man
machen? Für Matti Riedlinger,
Vertrauenskörperleiter beim
Lampenhersteller Osram in
Augsburggilt: »Energiesparlam-
pe ist nicht gleich Energiespar-
lampe.« Die billigen aus Fernost
beispielsweise haben einen hö-
heren Quecksilbergehalt als die
Lampen aus Augsburg.

In Europa liegt die Höchst-
grenze von Quecksilber neu bei
2,5 Milligramm. Bei Osram
wurde der Gehalt auf ein Mini-
mum reduziert und liegt für die
meistenTypenbei rund1,3Mil-
ligramm pro Lampe. Und: »Wir
arbeiten weiter an der Reduzie-
rung des Quecksilbergehalts«,
sagt Riedlinger.

Mit Tarif.Osram stellt inAugs-
burg jährlich rund 20 Millio-
nen Energiesparlampen her.
Mit Tarifvertrag für die Be-
schäftigten versteht sich. Die
Lampen sind aber auch sonst
vorbildlich: Inzwischen ist bei
ihnen ein Sofortstart möglich.
Sie leuchten in einer warmwei-
ßen Farbe wie die alte Glüh-
lampe. Und: Sie sind mit einer
durchschnittlichenLebensdauer
von 20 Jahren eine Investition
in die Zukunft.

PRODUKT

Durch geschicktes Kombinieren
der Brückentage mit Urlaub kön-
nen Beschäftigte in diesem Jahr
viel Freizeit gewinnen. Fast alle
Feiertage fallen auf einen Wo-
chentag. Für viele Beschäftigte ei-
ne willkommene Gelegenheit, die
restlichen Arbeitstage auch zu
Hause zubleiben.Wer anNeujahr
vier Urlaubstage einsetzt, hat sie-
ben Tage frei. Ostern wird’s noch
besser: Acht Tage nehmen und 16
frei haben. Natürlich kann nicht
die gesamte Belegschaft freineh-
men. InderRegel verlangenChefs
deshalb von Beschäftigten, schon
am Jahresanfang einen gewissen
Teil des Urlaubs zu verplanen.

In einigen Tarifverträgen ist der
Urlaubsplan fürArbeitgeber sogar
bindend. Bei Daimler in Unter-
türkheim wurde zum Beispiel
vereinbart, dass im Bereich For-
schung und Entwicklung zum
Jahreswechsel und an den Brü-
ckentagen 2013 die Arbeit ruht.

Mit Betriebsrat. Chefin oder
Chef können allgemeineUrlaubs-
grundsätze,Urlaubspläneoderdie
zeitliche Lage desUrlaubs für ein-
zelne Beschäftigte nur festsetzen,
wenn der Betriebsrat zustimmt.
Ohne Betriebsrat können Arbeit-
geber im Rahmen ihres Direkti-
onsrechtsWerkferien einführen.

Urlaubslisten oder -anträge sind
eine weitere Option, Brückentage
zu planen. Ein abgestimmter Plan
ermöglicht Vorgesetzten die Ar-
beit besser zu koordinieren. Auch
Stress und Ärger im Team lassen
sich so vermeiden.

Kritisch kann es für berufs-
tätige Elternwerden.DerGrund:
Immer mehr Schulen und Kitas
schließen an den Brückentagen.
Väter und Mütter müssen dann
Urlaub nehmen, um ihre Kinder
zu betreuen. In solchen Fällen
muss der Arbeitgeber den Ur-
laub nach sozialen Gesichts-
punkten bewilligen.

Antonela.Pelivan@igmetall.de

1

2

3

Rechtzeitige Planung
vermeidet Ärger. Viele
Arbeitgeber weisen
ihre Führungskräfte
an, bis Ende Januar
eine Urlaubsplanung
für die Brückentage
zu erstellen.

Genehmigten Urlaub
darf der Chef nicht
widerrufen. Das geht
nur, wenn dringende
betriebliche Gründe
vorliegen.

BEQ steht für
»Brückentage-
Effizienz-Quotient«.
Clevere gucken hier:

kalender-infos.de/
brueckentage

Urlaubsplanung 2013
Wer pfiffig plant, kann viele
arbeitsfreie Tage genießen.
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Freizeit für
Brückenbauer
FAMILIE UND
BERUF

Gute Nachrichten: 2013 fällt ein einziger Feiertag auf
einen Sonntag. Alle anderen liegen mitten in der
Woche. Im Jahr der Brückentage verlangen viele
Chefs jetzt eine Urlaubsplanung von der Belegschaft.

Brückentage blocken und mehr Zeit mit der Familie verbringen

WISSEN

http://www.kalender-infos.de/brueckentage
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Immer mehr Rendite, immer
schneller.Was inzehnJahren ist, in-
teressiert nicht. Die Finanzmärkte
haben in den Betrieben vieles ver-
ändert. Unternehmerische Ent-
scheidungen werden kurzfristiger.
Investitionen und Innovationen
werdenheruntergefahren.DasMa-
nagement wechselt immer schnel-
ler, genauso wie die Eigentümer –
oft anonyme Fonds, die kein Ge-
sicht zeigen, für die Kennzahlen
und der schnelle Euro zählen. Und
nicht etwa Arbeit und Qualität
oder die Zukunft von Standort
und Arbeitsplätzen.

Immer mehr sind die Be-
schäftigten und ihre gewählten
Betriebsräte die Einzigen, die den
langfristigenErfolg desUnterneh-
mens im Blick haben. Diejenigen,
die über Jahrzehnte imUnterneh-
men sind und sich in Betrieb,
Branche und Produkten ausken-
nen. Warum sollten sie also nicht
ebenso viel zu sagen habenwie In-
haber mit immer kürzeremAtem,
die das Unternehmen wohlmög-
lich auf Pumpgekauft haben?Und
danndie Belegschaft die Schulden
abbezahlen lassen, um wenig spä-
termit hohemGewinn zu verkau-
fen.

Mehr Mitbestimmung. So ist es
uns passiert, beim Autozulieferer
FTE imfränkischenEbern.Wir ha-
ben daraus gelernt und auf allen

EbenenmehrMitbestimmungein-
gefordert.Wirwissen:UmBetrieb,
BeschäftigungundTarifbedingun-
gen langfristig zu sichern, brau-
chenBeschäftigte undBetriebsräte
mehr Mitbestimmungsrechte bei
Standortentscheidungen, Verkäu-
fen, aber auch bei Investitionen.

DieFrage ist: Fließtdas erwirt-
schaftete Geld in Renditen undDi-
videnden – oder in Forschung,
Entwicklung und Maschinen, die
den Unternehmenserfolg und da-
mit auchArbeitnachhaltig sichern?

Doch Druck und Erfolge im
Betrieb allein reichen hier nicht.
Dazu sindgesetzlicheÄnderungen
nötig. Derzeit haben Betriebsräte
keine wirtschaftlichen Mitbestim-

mungsrechtebei Standortentschei-
dungen und Investitionen. Und
auch in großen Unternehmen mit
paritätischemAufsichtsrat sindder
Arbeitnehmerseite die Hände ge-
bunden,weil dieKapitalseite durch
den Aufsichtsratsvorsitzenden im-
mer eine Stimme mehr hat.

WirbraucheneinVetorecht im
Aufsichtsrat bei Standortentschei-
dungen. Etwa über eine nötige
Zweidrittelmehrheit, wie es bei
Volkswagen im VW-Gesetz veran-
kert ist. Der Betriebsratmussmehr
Mitbestimmung im wirtschaftli-
chen Bereich, etwa bei Investitio-
nen, erhalten. Und schließlich ein
WiderspruchsrechtbeiVerlagerun-
gen und Schließungen.

Anteile am Unternehmen.Doch
um der menschlichen Arbeit, dem
»Humankapital«, ihren tatsächli-
chen Wert zu geben, ist nicht nur
Beteiligung anunternehmerischen
Entscheidungen nötig, sondern
auch an der Wertschöpfung, dem
Kapital selbst. Warum sollten Be-
legschaften nicht einen Anteil an
der von ihnen erwirtschafteten
Steigerung des Unternehmens-
werts erhalten, mit einem Sitz auf
der Kapitalseite im Aufsichtsrat?

Undwarumnicht gar Betriebe
komplett inBelegschaftshand?Wo-
zu anonyme Kapitaleigner, wenn
sowieso die Belegschaft die Kredite
abbezahlt? Denkbar wären etwa
Stiftungen oder Genossenschaften.
DasUnternehmenwürdenachAb-
bezahlung der Kredite der Beleg-
schaft gehören. Was erwirtschaftet
wird, bleibt im Unternehmen und
kann langfristig angelegt werden:
beispielsweise in Forschungspro-
jekte, neue Technologie, aber auch
für Betriebskindergärten.

Es gibt einige Beispiele für
Betriebe, die etwa nach einer In-
solvenz von der Belegschaft über-
nommen wurden und tatsächlich
stabiler und rentabler laufen als
zuvor. Das Problem ist derzeit
noch die Finanzierung: Beleg-
schaftseigene Stiftungen und Ge-
nossenschaften kommen schwer
an Kredite. Auch hier muss sich
dringend etwas ändern.

Unsere Zukunft
mitbestimmen
STANDPUNKT

Unternehmen agieren immer kurzsichtiger. Für das wechselnde
Management zählt die schnelle Rendite. Investitionen und Inno-
vationen bleiben auf der Strecke. Das muss sich ändern: mehr
Mitbestimmung und Beteiligung für Beschäftigte und Betriebsräte,
um die Zukunft von Betrieben und Arbeitsplätzen zu sichern.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Infografik: Julia Buschmann

Investitionen bleiben langfristig auf der Strecke
Der Anteil der Investitionen an der Wirtschaftsleistung sinkt.
Ein Ergebnis der immer kurzfristigeren Unternehmenspolitik
(Anteil der Bruttoanlageinvestitionen am BIP in Prozent).
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Gegenleistung für Opfer. Zu-
mindest sollten Belegschaft und
Gewerkschaft die Gelegenheit
nutzen,wennderArbeitgeberZu-
geständnisse fordert – etwa den
Verzicht aufWeihnachtsgeld oder
längere Arbeitszeit. Dann sollte
die Antwort sein: »Ja, wir geben
was. Aber dafür wollen wir auch
eine Gegenleistung: mehr Mitbe-
stimmung und Beteiligung, statt
nur irgendwann Geld zurück.«

DasverstehendieBeschäftig-
ten. Etwa wenn sie sehen, dass ih-
reMaschinen immer älterwerden
und keine neuen angeschafft wer-
den. Oder wenn kein Geld mehr
in die Entwicklung fließt. Und
wenn wir einfach die Fragen stel-
len: Kann der Chef mit uns ma-
chen, was er will? Oder sind wir
beteiligt und reden mit? Wer hat
hier was zu sagen?

Mehr Macht. Um diese Macht-
frage für uns zu entscheiden,
müssen wir stark sein, mit vielen
IG Metall-Mitgliedern im Be-
trieb. Dann können wir dort viel
erreichen. Doch wir müssen die
Forderung nach mehr Beteili-
gung auch in dieGesellschaft und
in die Politik tragen. Dazu brau-
chen wir Bündnispartner, die un-
sere Forderungen mitvertreten.
Nur so können wir der Kurzfris-
tigkeit Einhalt gebieten.

Juergen.Hennemann@fte.de

Jürgen Hennemann, 49, ist
Betriebsratsvorsitzender und
Aufsichtsratsmitglied beim
Autozulieferer FTE Automotive,
sowie Mitglied des Beirats der
IG Metall. Hennemann gilt als
Experte in Sachen Finanzinves-
toren und war als Sachverstän-
diger im Finanzausschuss des
Bundestags. Er beschäftigt
sich mit Möglichkeiten zur
Beteiligung der Beschäftigten
in und an Unternehmen.

Zum Autor

Um nachhaltig Beschäftigung zu
sichern, sind Investitionen und
Innovationen nötig. Im Bild: die
Produktion im Siemens Elektro-
nikwerk Amberg, ausgezeichnet
als »Beste Fabrik 2011«.

Fo
to

:S
ie

m
en

s
AG

Fo
to

:p
ri

va
t

Etwa eine Million Angestellte in
Deutschland erhalten Gehälter
»außerTarif«, kurz:AT. IhreZahl
nimmt zu. Es sind hoch qualifi-
zierte Fachleute, die Unterneh-
men durch Vergünstigungen
motivieren und an ihre Firmen
binden wollen. Doch nicht im-
mer ist auch AT drin, wo AT
draufsteht. Im betrieblichen All-
tag ist der AT-Ritterschlag durch
den Arbeitgeber nicht selten ei-
ne – als Privileg getarnte – Um-
gehung tariflicher Leistungen.

Abstand.Was Gehälter außer
Tarif sind, legen in der Metall-
und Elektroindustrie in den
meisten Regionen Tarifverträge
fest. Um AT zu sein, müssen
Entgelte bestimmteKriterien er-
füllen. In der Regel gilt: Die An-
forderungen müssen höher als
bei denTätigkeiten inder höchs-
ten Tarifentgeltgruppe sein.
Außerdem muss das Jahresein-
kommen in vielen Tarifgebieten
mindestens 15 Prozent (etwa in
Sachsen-Anhalt) bis 35 Prozent
(Bayern) über dem höchsten
Tarifentgelt liegen.

Tücken. Das klingt klar – und
attraktiv. Die Teufel stecken im
Detail. Ist das Gehalt wirklich
AT?WasrechnendieArbeitgeber
alles zum Entgelt? Oft zählen sie
zum Beispiel Altersvorsorge da-
zu, obwohl sie nicht zum Gehalt
gehört.

Jeder neue Tarifabschluss
kann den Abstand zwischen AT-
und Tarifgehältern schrumpfen
lassen. Denn Tariferhöhungen
gelten für AT-Angestellte nicht.
Sie profitieren allerdings indirekt
von ihnen: Wenn dank Tarifer-
höhungen der Mindestabstand
zu den höchsten Tarifentgelten
nicht mehr eingehalten wird,
muss der Arbeitgeber das AT-
Entgelt erhöhen.

AT-Beschäftigte leisten jede
Menge unbezahlte Überstunden.
Rechnetmansie aufdieStunden-
entgelte um, bleibt vom schönen
Schein desAT oft nichtmehr viel
übrig. Denn die Tarifgehälter in
der Metallindustrie sind in der
Regel auf Basis der 35-Stunden-
Woche berechnet. Was darüber
hinausgeht, muss als Mehrarbeit
zusätzlich vergütet oder in Frei-
zeit ausgeglichen werden. AT-
Angestellte verpflichten sich
jedoch meist, 40 Stunden zu ar-
beiten. Arbeitsverträge enthalten
oft Regelungen, dass Überstun-
denmit demMonatsentgelt oder
einer Pauschale abgegolten sind.

Immerhin hat das Bundes-
arbeitsgericht in mehreren Ent-
scheidungen festgestellt, dass
Pauschalierungen ohne Begren-
zung auf ein Stundenkontingent
unwirksam sind. Auch AT-An-
gestellte habenAnspruchdarauf,
dass ihre Mehrarbeit angemes-
sen vergütet wird.

AT-Angestellte, die Gewiss-
heit haben wollen, dass ihr Ein-
kommenwirklich das ist, was der
Name verspricht, sollten sich
vomBetriebsrat oder der IGMe-
tall beraten lassen.

Übertarifliche Leistungen
haben übrigens mit außer Tarif
nichts zu tun. Es sind Leistun-
gen, die der Arbeitgeber Tarif-
beschäftigten freiwillig zahlt.

Sylvia.Koppelberg@igmetall.de

DAS STICHWORT

AT-|Ge|häl|ter, die

»Überstundenrechner« –
er zeigt, wie hoch der
Stundenlohn ist, wenn
unbezahlte Mehrarbeit
berücksichtigt wird.
»Kleiner Ratgeber für
AT-Beschäftigte«

Beides gibt es unter:
engineering-igmetall.de

TIPP

http://www.engineering-igmetall.de
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»Alle antreten.Wer einenBetriebs-
rat will, geht nach links, wer für
die Firma ist nach rechts.« Diesen
»Test« hat derChef beim Schaltan-
lagenheElektro-Projekt Mittweida
(EPM) im sächsischen Franken-
berg in den letzten Wochen gleich
dreimal durchgezogen.

Zwei Beschäftigte gingen tat-
sächlich keck nach links – und
kassierten prompt dieKündigung.
Ebenso wie Peter Pautz, der mit
zwei weiteren Kollegen einen
Wahlvorstand zur Wahl eines Be-
triebsrats gebildet hat.

Doch Peter Pautz ist immer
noch da, per einstweiliger Verfü-
gung vom Arbeitsgericht. Für die
anderen zwei läuft noch die Kün-
digungsschutzklage. Die IGMetall

Chemnitz gibt ihnen Rechtsschutz
und begleitet die Betriebsratswahl.
100 Leute arbeiten hier. Den Be-
triebsrat wollen in Wahrheit alle,
auchwennvielenochAngsthaben.

Kälte und Billiglöhne. »Wir hal-
tendurch.Wirhaben jakeineWahl,
so wie es hier zugeht«, sagt Pautz.
Der Ingenieur war jahrelang Leih-

arbeiter. Aber so etwas wie hier hat
er noch nie erlebt: keine Heizung,
lediglich Heizstrahler an den Ar-
beitsplätzen, keineUmkleide, keine
DuscheundLöhneunter achtEuro.
Die meisten brauchen zusätzlich
Hartz IV zumÜberleben.

»Dabei brummt der Laden«,
betont Pautz. »Die Auftragsbü-
cher sind voll.«

Die Presse berichtet gar über die
VerdoppelungdesUmsatzesgegen-
über 2011. Vor allem beim Ar-
beitsschutz hapert es gewaltig:
Schaltschränkeunter Stromstehen
frei und ungesichert am engen
Gang. »Ein Wunder, dass da noch
nichts passiert ist«, staunt Patrick
Wohlfeld von der IG Metall
Chemnitz. Obwohl auch er bis vor
kurzem Betriebsrat in der Leihar-
beit war und einiges gewohnt ist.
»Ich habewirklich schon viel gese-
hen. Aber als ich das erste Mal bei
EPM war, konnte ich kaum glau-
ben, dass so etwas in Deutschland
möglich ist.« Damals im Oktober
wollte ihn der Chef nicht reinlas-
sen. Wohlfeldmusste sich über das
Gericht Zutritt verschaffen.

Bald ist Wahl. Gerufen hat ihn
Peter Pautz. Ende August kam er
ins Büro der IG Metall in Chem-
nitz, umHilfe zu suchen. Es folgten
Treffen in einer Kneipe. Beim ers-
ten Mal kamen zehn Kollegen,
beim fünftenMal dann schon 30.

Heute sind 43 Beschäftigte
Mitglied der IG Metall. Der Chef
hat die Steinzeitkeule eingepackt
undbehindertdieBetriebsratswahl
subtiler. Etwa indem er Pautz stän-
dig aufMontage schickt,was er frü-
her kaum gemacht hat. Aber: Der
Aufruf zur Wahl hängt bereits aus.
Mitte Januar ist es so weit.

Dirk.Erb@igmetall.de

Arbeiten in der Kälte mit freiliegendem Strom, für unter acht Euro.
Wer einen Betriebsrat will, fliegt raus. Das wollen sich die Beschäftigten
des Schaltanlagenbauers EPM im sächsischen Frankenberg nicht
länger gefallen lassen.

Gegen
den Strom
DA GEHT WAS
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Kein Betriebsrat? Miese Arbeit?
Ohne Betriebsrat macht der Chef, was er will. Weil niemand da ist,
der die Einhaltung von Vorschriften und Gesetzen überwacht. Zumal
die Gewerbeaufsicht massiv zusammengespart worden ist und kaum
noch kontrolliert. Geht es Euch auch so in Eurem Betrieb? Schreibt
uns: metallzeitung@igmetall.de

MITMACHEN

Der Wahlvorstand zur Betriebsratswahl bei EPM in Frankenberg: Christian Riese, Monika Fleischer und Peter Pautz
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BLICK AUF
DIE WELT

Kampf für soziale Mindeststandards
Seit über zehn Jahren gibt es eine
Internationale Rahmenvereinba-
rungbeimSchreibwarenhersteller
Faber-Castell. Eine Übereinkunft
mit Vorbildcharakter, weiß Bert
Römer von der IGMetall.

Als sogenannterAuditor reist
er vonLand zuLandundkontrol-
liert, dass die einzelnen Punkte
dieser Vereinbarung auch in den

abgelegensten Fertigungshallen
eingehalten werden. Besonders
interessiert ihn, ob Probleme ge-
löstwurden,die erbei seinemvor-
angegangenen Besuch bemängelt
hat. Wer mehr wissen will über
seine spannende Arbeit und die
Rahmenvereinbarung:

igmetall.de/faber-castell-
rahmenvereinbarung

Es braucht mehr Unter-
nehmen, die Wert auf
soziale Verantwortung
legen.

Den Weg zur Berufsschule kön-
nen Auszubildende seit Kurzem
voll als Dienstreise von der Steu-
er absetzen: 30Cent für jeden ge-
fahrenen Kilometer.

Doch da Azubis wenig Steu-
ern zahlen, bekommen sie nur
wenig heraus. Je nach Strecke nur
wenigeHundertEuro imJahr.Das
Gemeine: Je weniger der Azubi
verdient, umso weniger Geld gibt
es auch zurück, auch wenn die
Strecke noch so lang ist.

Der Chef zahlt. Besser ist, wenn
der Arbeitgeber die Fahrt zur Be-
rufsschule erstattet, zumindest in
Höhe der Kosten für die öffentli-
chen Verkehrsmittel.

Das hat die IG Metall in vie-
lenTarifverträgen inderMetallin-
dustriedurchgesetzt.Doch häufig
wissen die Azubis nichts von

Fahrgeld zur Berufsschule
TIPP FÜR
DEN JOB

Der Weg zur Berufsschule
kann für arme Azubis teu-
er werden. Von der Steuer
gibt es fast nichts zurück.
Am besten also, der Chef
zahlt, so wie es in einigen
IG Metall-Tarifverträgen
geregelt ist.

dieser Tarifregelung. So ging es
den Azubis beim Elektroschalter-
hersteller Dold im Schwarzwald,
von denen viele weit fahren müs-
sen. Sie haben erst auf einem IG
Metall-Seminar davon gehört.

Nunhabenviele ihrenAntrag
auf Fahrtkostenerstattung bei der
Personalleitungabgegeben.Einige
jedoch nicht, erzählt Jugendver-
treterin Jessica Lieckfeldt. »Sie
trauensichnicht.AusAngst, etwas
gegen die Firma die zu machen.«

Besser es kommt gar nicht
erst zum»Nicht-Trauen«.DerBe-
triebsratdesElektromagnetbauers
Kendrion im 30 Kilometer ent-
fernten Villingen-Schwenningen
hat die Fahrtkosten per Betriebs-
vereinbarung geregelt: DieAzubis
erhalten ihr Geld automatisch.

Wie ist es beiDir? FragDeine
Jugend- und Auszubildendenver-
tretungoderDeinenBetriebsrat.

Dirk.Erb@igmetall.de
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Nachfragen, helfen lassen
Erstattet mein Betrieb die
Fahrtkosten zur Berufsschule?
Ist das im Tarifvertrag gere-
gelt? Wie komme ich da ran?
Deine IG Metall vor Ort hilft
Dir dabei – und bietet zudem
Unterstützung bei der Steuer.

igmetall.de/vor-ort

TIPP

Handwerk attraktiver
Ab diesemMonat erhalten
rund 36000 Beschäftigte im
Metallhandwerk in Niedersach-
sen 3,1 Prozent mehr Geld. Das
erreichte die IGMetall mit
einem neuen Tarifvertrag. Azu-
bis bekommen 45 Euro mehr –
ein Plus von 6,5 bis 9,8 Prozent.
Eine Einstiegsqualifizierung
soll die Chancen benachteilig-
ter Jugendlicher auf einen Aus-
bildungsplatz verbessern.

igmetall-nieder-
sachsen-anhalt.de

Ländle gegen Dumping
Die grün-rote Landesregierung
in Stuttgart hat ein Gesetz be-
schlossen, wonach das Land
und die Kommunen öffentliche
Aufträge imWert von über
20000 Euro nur an tariftreue
Firmen vergeben dürfen. Die
Auftragnehmer müssen min-
destens 8,50 Euro Stundenlohn
zahlen. Baden-Württemberg ist
das zwölfte Bundeslandmit
einem Tariftreuegesetz.

Ingenieure mit Tarif
Ingenieurinnen und Ingenieure
sind immer weniger bereit,
tariflose Zustände mit aus-
ufernden Arbeitszeiten hinzu-
nehmen. In Niedersachsen
erstritt die IGMetall jetzt für
rund 140 Ingenieure der Firma
Lenze einen Tarifvertrag.

igmetall-nieder-
sachsen-anhalt.de

KURZ & BÜNDIG

Für Treue: Minister Schmid und
Ministerpräsident Kretschmann
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http://www.igmetall.de/vor-ort
http://www.igmetall.de/faber-castell-rahmenvereinbarung
http://www.igmetall-niedersachsen-anhalt.de
http://www.igmetall-niedersachsen-anhalt.de
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Ganz
unten
und ins

Abseits
gestellt

Bernd K.* ist seit mehr als fünf Jahren

Leiharbeiter. »Ich will hier von

meinem Leben erzählen. Ein Leben, das

den Menschen immer mehr abverlangt

und ihnen immer weniger zurückgibt.«

Bernd K. fühlt sich als moderner Sklave. Er

weiß, ein paar Dinge haben das Leben von

Leiharbeitern bereits verbessert – bei-

spielsweise die Branchenzuschläge. Aber

für ihn ist und bleibt die Beschäftigung auf

Zeit unfair. Exklusiv für die metallzeitung

schrieb er seine Lebens- und Leidens-

geschichte auf.

*Name der Redaktion bekannt
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Leiharbeitsalltag
von Bernd K.

Infos, Zahlen und Fakten über
Leiharbeit sowie Ratgeber für
Beschäftigte auf Zeit:

gleichearbeit-gleichesgeld.de
oder per QR-Code:

Titelthema
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Von: Bernd K.

Fotos: Reiner Voß

MeinName ist Bernd K.. Ich bin 30 Jahre alt
und wurde in der polnischen Stadt Zabrze
geboren. Seitmehr als 24 Jahren lebe ich hier
inDeutschland. Seitmehr als fünf Jahren ar-
beite ich als Leiharbeiter in der Stahlbran-
che, im Metallsektor, im Hallen-, Regal-
sowie im Achsenbau.

Meine Erfahrungen von ganz unten
sind: Leiharbeiter werden ausgebeutet. Da-
rübermöchte ich hier berichten.Dennwenn
einer zusammenbricht oder krankwird, pas-
siert das Gleiche wie beim Fußballspieler: Er
wird »ausgewechselt«. Früher konnte man
sich mit seinen Kollegen unterhalten. Wird
man heute beim Gespräch erwischt, gibt’s
Ärger und man wird als sogenannter »Ab-
stopper« zum Vorgesetzten gerufen, gerügt
und bekommt seine Stunden gekürzt.

Im Laufe meines Lebens habe ich viele
Arbeitsbereiche kennengelernt – vomBüro-
kaufmann bis zum Metallbauer, vom Bera-
ter bis zumMüllmann. Eins haben alle diese
Berufe gemeinsam: Schnell, schneller und
noch schneller zu arbeiten wird in allen Be-
reichen von den Menschen gefordert.

Das Schlimmste und Entwürdigendste
für mich ist die Leiharbeit. Ich habe über
fünf Jahre meines Lebens weggeschmissen,
um irgendwie über die Runden zu kommen.
Ich habe alles gemacht. Egal welche Art von
Arbeit, egal wie niedrig die Entlohnungwar.

Die Folgen ließen nicht lange auf sich
warten: Bereits nach drei Jahren bekam ich
Depressionen und musste wegen einer aku-
ten Bauchspeicheldrüsenentzündung zwei
Wochen ins Krankenhaus. Lange war mir
der Ernst der Lage nicht klar. Ich habe im
Krankenhaus immer wieder überlegt, war-
um ich krank wurde. Ich fand nur eine
Antwort: Die Arbeit und die schlechte Be-
zahlung haben mich fertiggemacht.

Leiharbeit – der Anfang. Bis heute kann
ich mich genau an meinen ersten Tag als
Leiharbeiter erinnern. Ich stand vor einer
Maschine, wo Muttern mit Hilfe einer
Punktschweißmaschine an bestimmte Ka-
rosserieteile von Autos geschweißt wurden.
Als man mir sagte, ich sollte erst mal den
Ablauf kennenlernen und mich nicht ver-
rückt machen, war ich zunächst erleichtert.
Aber nach ein paar Stunden kam der Vorar-
beiter. Auf seinem Zettel stand, dass ich 300
Stück die Stunde schaffen muss. Ich wusste
nicht, wo oben und wo unten war.

Metaller Bernd K. erzählt exklusiv für

die metallzeitung seine Lebens- und

Leidensgeschichte als Leiharbeiter.

Titelthema
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» Für diese Ausbeuterei

im Dreischichtsystem mit

Wochenendarbeit erhielt

ich knapp 1200 Euro netto.

Die Kollegen zwei Maschinen

weiter mit einem festen

Arbeitsplatz bekamen für

die gleiche Arbeit das doppelte

Geld. Und ich? Ich fühlte mich

wie ein billiger

Betriebssklave.«

Ich versuchte die nächsten Tage ohne Pausen
wie einVerrückter, dieseVorgabe zu erreichen.
Ohne Erfolg. Deshalb fragte ich die anderen
Mitarbeiter, ob der Fehler bei mir läge. Bin ich
zu langsam? »Quatsch«, antworteten sie, »Die-
se Vorgaben sind nicht realisierbar, unmög-
lich.« Da fehlten mir die Worte. Warum gibt
manmir eine Vorgabe, die so hoch ist, dass sie
niemals zu bewältigen ist?

Ganz einfach, erklärten mir die Kollegen:
»Damit Du ohne Verschnaufpause stramm
durcharbeitest.« Für diese Ausbeuterei im
Dreischichtsystem mit Wochenendarbeit er-
hielt ich knapp 1200 Euro netto. Die Kollegen
zwei Maschinen weiter mit einem festen Ar-
beitsplatz bekamen für die gleiche Arbeit das
doppelte Geld. Und ich? Ich fühlte mich wie
ein billiger Betriebssklave.

Ein Jahr später. Als ein Jahr vorbei war, trau-
te ich mich, meinen Meister anzusprechen.
»Wie sieht es mit einem Arbeitsvertrag aus«,
fragte ich leise an. Die Auftragslage sei nicht
gut genug, um Mitarbeiter einzustellen, war
seine Antwort. Ich wurde einfach nur belogen
und betrogen. Denn es lag auf der Hand: Wir

machten Sonderschichten und arbeiteten auch
am Wochenende. An mangelnder Auftragsla-
ge litt der Arbeitgeber also nicht.

Die folgenden Jahre. So ging es die nächsten
Jahre weiter. Ich wechselte nach drei Jahren
den Entleiher. Er hatte mich kreuz und quer
durch die Branchen und die Republik gejagt.
Dann nach mehr als fünf Jahren kam endlich
der Segen, dachte ich. Ich bekam einen befris-
teten Vertrag. Diese Arbeit forderte von uns
allen höchste physische und auch psychische
Leistung. Ich arbeitete zwei Jahre alle Anfor-
derungen ab, ich war nie krank oder zu spät.
Alles sah gut aus. Ich fieberte der Festanstel-
lung entgegen. Doch dann als ich kurz vor der
Festeinstellung stand, kam dieWirtschaftskri-
se. Pech. Auf Wiedersehen. Mein Einsatz in
den letzten zwei Jahren war vergebens.

Kurz vorm Absturz. Als ich dann in die Ar-
beitslosigkeit abrutschte, wusste ich nichts
mehrmitmir anzufangen. Ich hätte zwar einen
Job kriegen können, doch das machte keinen
Sinn. Ich bekam 1100 Euro Arbeitslosengeld.
Die Verleiher boten mir viel weniger an.

Bernd K. beim Schreiben von Bewerbungen: Für Menschen mit befristeten

Arbeitsverträgen hört die Suche nach einem fairen und sicheren Job nie auf.

Titelthema



Ein Jahr war ich arbeitslos. Dann kamHartz IV.
Ich erhielt mitWohngeld rund 700 Euro.

Neue Hoffnung. Dannendlich bot sichwieder
eine Stelle als Schlosser im Metall- und Stahl-
bau an. Ich freute mich und hatte auch gleich
wieder neue Hoffnung. Als ich am ersten
Arbeitstag erfuhr, dass ich für acht Euro brut-
to arbeiten sollte, war die Freude dann schnell
gedämpft. Am Ende des Monats ging ich mit
knapp 1000 Euro nach Hause. Dafür, dass ich
körperlich sehr hart arbeitete, um eine große
Industriehalle aufzubauen. Das Geld reichte
hinten und vorne nicht und so war ich wieder
gezwungen, den Arbeitgeber zu wechseln.

Der Sprung zurück. Ich fing wieder bei mei-
nem alten Verleiher an, wieder zurück zur
Leiharbeit. Jetzt war Kontischicht angesagt.

Das ist eindeutig die anstrengendste Art,
Schicht zu arbeiten. Montag und Dienstag
Frühschicht, Mittwoch und Donnerstag Spät-
schicht, dann Freitag, Samstag und Sonntag
Nachtschicht. Dann gab es den Rest des Mon-
tags frei und dienstags fing das Gleiche wieder
von vorne an. Kurz gesagt, einmal im Monat

gab es ein normalesWochenende.Da ich Leih-
arbeiter war, sah es in meiner Lohntüte trotz
der Schichtarbeit – ich arbeitete ja drei Sams-
tage unddrei Sonntage imMonat – bescheiden
aus. Ich bekam 1500 Euro netto. Die Stamm-
belegschaft erhielt fast 1300 Euro netto mehr
für die gleiche Arbeit. Was für ein Frust. Ich
gönne der Stammbelegschaft jedenCent. Aber
das kann man mit uns Leiharbeitern doch
nicht machen.

Ich wandte mich mit einem Brief an den
Bundestag. Die Antwort war ein schlechter
Witz: Ein Herr schrieb mir, wie ich denn nur
so schlecht über die Leiharbeit reden könnte.
Schließlich sei sie für vieleMenschen doch der
Einstieg in einen festen Job. Tja. Ich stecke ja
mittendrin, dachte ich. Für mich jedenfalls
hatte sich nichts verändert.

Wieder Pech. Seit Kurzem bin ich leider wie-
der unverschuldet arbeitslos. Ich hatte über
Beziehungen als kaufmännischer Angestellter
bei guten Freunden in der Buchhaltung ange-
fangen. Die Firma ist nun insolvent und ich
wieder arbeitslos.Mal sehen,wie esweitergeht.
Ich gebe nicht auf, einen fairen Job zu finden.

Auch im neuen Jahr: für faire und sichere Arbeit

Die Lebens- und Leidensgeschichte von Bernd K. ist leider kein Einzelfall. Zu
viele Menschen sind von Leiharbeit, Werkverträgen, Dauerbefristung oder
Nonstop-Praktika betroffen. Allein 900000 Menschen arbeiten als Leihbe-
schäftigte. Die IG Metall will das ändern und setzt sich auch in diesem Jahr für
faire und sichere Arbeit ein. In einigen Bereichen konnte sie bereits die
Bedingungen verbessern:

Im vergangenen Jahr regelte die IG Metall im Tarifvertrag für die Metall- und
Elektroindustrie die Begrenzung von Leiharbeit.
Die IG Metall macht sich in mehr als 1200 Betriebsvereinbarungen stark für
gleiches Geld für gleiche Arbeit.
In der Stahlindustrie sorgte die IG Metall dafür, dass Betriebsräte bei der Ein-
stellung von Leiharbeitern ein Wörtchen mitzureden haben.

Trotz dieser Erfolge gibt es noch viel Handlungsbedarf:
Die IG Metall willWerkverträge fair gestalten und Missbrauch verhindern.
Die Kurzarbeiterregelungen müssen auch für Leihbeschäftigte gelten.
Gleiche Arbeit – gleiches Geld muss gesetzlich verankert werden.
Leiharbeit darf kein Instrument zum Abbau von Stammarbeitsplätzen werden.
Ein gesetzlicher Mindestlohn muss auch in Deutschland für Leihbeschäftigte
verankert werden.
igmetall.de\leiharbeit

Aufstehen und kämpfen. Es ist nicht leicht
in dieser Welt. Und dabei habe ich noch gar
nicht erwähnt, wie schwierig es ist, als Leihar-
beiter seine Freundin mal mit einem Kinobe-
such zu verwöhnen. Und wie das gehen soll,
wenn man eine Familie zu ernähren hat – kei-
ne Ahnung. Ich jedenfalls habe mir geschwo-
ren, keine Kinder in die Welt zu setzen. Ich
kann doch nicht zulassen, dass meine Kinder
das gleiche Schicksal trifft. Und wie sollte ich
sie vor Leiharbeit oder Dauerbefristung be-
wahren?

Ich bin seit einigen Jahren Mitglied der
IG Metall. In schwierigen Zeiten war die
Gewerkschaft immer für mich da. Und sie hat
mir auch gezeigt, dass es sich lohnt, dabei zu
sein, aufzustehen und zu kämpfen.Allein kann
ich nicht allzu viel verändern. Zusammen sind
wir stark und können etwas erreichen.

Ich hoffe, dass meine Geschichte mehr
Menschen bewegt, selbst die Initiative zu er-
greifen, umetwas gegen prekäre Beschäftigung
zu tun. Auch ich bleibe am Ball, um für die
Rechte der Menschen zu kämpfen, die durch
Leiharbeit, Werkverträge oder befristete Ver-
träge ganz unten angekommen sind.

Bernd K. arbeitete in der Stahlbranche, im Metall-

sektor und auch im Hallenbau. Der Druck, die

Unsicherheit und auch das wenige Geld machten

ihn krank. Doch den Mut verlor er bislang nicht. Er

hofft , dass mehr Beschäftigte in Leiharbeit in die

IG Metall eintreten, um sich gemeinsam für faire

und sichere Arbeit einzusetzen.
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auch. »Aber allein durch Kon-
sumverzicht retten wir die Welt
nicht.«

Mit anderen Metallerinnen
und Metallern gründete Hauber
2004 den Branchenausschuss
Bahnindustrie der IGMetall neu.
Zweimal jährlich treffen sich die
Eisenbahner der IG Metall, ein-
mal pro Jahr laden sie zu einer
Konferenz ein. Sie sprachen sich
etwa gegen den Börsengang der
Bahn aus.

Falsche Preispolitik. Zu viel
läuft falsch inderVerkehrspolitik,
kritisiert Hauber: »Seit 1994wur-
den in Deutschland 500 Kilome-
ter Schiene pro Jahr abgebaut.
Dabei müssen wir das Netz aus-
bauen, wenn wir den Verkehr be-
wältigenwollen, ohnemehrLärm
und Abgase zu produzieren.«
Doch die Bahn setze lieber auf
Großprojekte. »Daranverdient sie
selbst viel Geld.«

Er wirft dem Staatsbetrieb
vor, seine Politik nicht am Ge-
meinwohl zu orientieren. Die
Preispolitik der Bahn findet er
falsch. Es stimme einfach nicht,
wenn sie ihre Preiserhöhungen
mit gestiegenen Strompreisen
erkläre. »Die Bahn ist Großab-
nehmer, für sie steigendie Strom-
preise nicht.« Die Fahrpreise
findet er zu teuer, auch wenn sie
im Vergleich zu den Gesamtkos-
ten eines Autos günstig sind.
»Warum«, fragt Hauber, »steckt
die Bahn ihrGeld in eine Fähre in
China oder eine Spedition in den

Die Bahn ist ein umweltfreundliches
Verkehrsmittel. Doch sie macht es ihren
Kunden nicht immer leicht. Johannes
Hauber kennt die Probleme – als
Bahnfahrer und als Betriebsrats-
vorsitzender des Schienenfahrzeug-
bauers Bombardier.

Unterwegs
für mehr Bahn
ZU BESUCH
BEI
JOHANNES
HAUBER

Fährt so einer ein eigenes Auto?
Einer, der kaum zu bremsen ist,
wenn er die Vorteile der Bahn
aufzählt? Johannes Hauber
schmunzelt: »Ja, ich habe einAu-
to und fahre es auch,wenn ich et-
was transportieren muss.« Oft
kommt das nicht vor. Acht Jahre
hat sein Wagen auf den Achsen
und gerademal 50000Kilometer
auf dem Tacho.

Der 62-Jährige fährt lieber
Bahn – aus Überzeugung. Er hat
dazu den passenden Arbeitsplatz.
Seit 30 Jahren arbeitet er in der
Bahnindustrie, bei Bombardier in
Mannheim.Wenn die Bahnindu-
strie mehr Schienenverkehr
fordert, kann der Betriebsratsvor-
sitzende mit gutem Gewissen da-
hinterstehen. »Die Bahn ist nun
einmal das umweltfreundlichste
Verkehrsmittel.«

Folgen bedenken. Geprägt ha-
ben Hauber die 80er-Jahre, die
Atomdiskussion, das Waldster-
ben. Eine Zeit, in der viele glaub-
ten, in diese Welt könnten sie
keine Kinder setzen. Hauber hat
drei Kinder bekommen, und er
fühlt sich verantwortlich. »Viele
Umweltschäden entstanden, weil
Menschen fürProfitinteressenge-
arbeitet und sich keineGedanken
über die Folgen ihres Handelns
gemacht haben.«

Hauber macht sich Gedan-
ken, und er will verändern. Das
geht für ihn nur auf politischer
Ebene. Er könnte auf sein Auto
verzichten und tut es demnächst

Geldinstitute dürfen fürKonten,
die vor Pfändung geschützt sind,
keine höheren Gebühren verlan-
gen. Das entschied der Bundes-
gerichtshof (BGH) am 13.
November 2012 in zwei Verfah-
ren. Er unterband damit die
Praxis zahlreicher Banken und
Sparkassen, sich das geschützte
Konto teuer bezahlen zu lassen.

Zwischen 2 und 15 Euro
mehr pro Monat stellten sie in
Rechnung. Einen gesonderten
Pauschalpreis von 7,50 Euro im
Monat verlangte beispielsweise
die Bremer Sparkasse. Betroffene
mussten damit bis zu 3,50 Euro
mehr zahlen als bisher – und das
bei teilweise weniger Leistung.
Einige Geldinstitute hoben auch
vereinbarteKontofunktionenwie
Online-Banking,dieSelbstbedie-
nung amBankterminal sowie die
EC-Karte auf.

Geld zurückfordern. DerBGH
machte dieser Praxis ein Ende.
Die Geldinstitute sind gesetzlich
verpflichtet, ein solches Pfän-
dungsschutzkonto (P-Konto)
einzurichten. Für die Erfüllung
einerPflichtkönnensie sichnicht
bezahlen lassen. Die Vorschrift
für Banken und Sparkassen gilt
seit Juli 2010.Girokontenkönnen

immer dann in P-Konten umge-
wandelt werden, wenn Kunden
damit rechnen müssen, dass
Einkommen, Renten oder Sozi-
alleistungen gepfändet werden.

Die Umwandlung schützt
den Pfändungsfreibetrag vor
Zugriffen der Gläubiger. Wich-
tige Lastschriften und Dauer-
aufträge, etwa für die Miete,
führt die Bank dann trotzdem
aus. Der Gesetzgeber war da-
mals davon ausgegangen, dass
sich die Kosten für ein P-Konto
an denen eines normalen Ge-
haltskontos orientieren.

Weil das P-Konto aber kein
neues Kontomodell, sondern le-
diglich eine besondere Ergän-
zung des bestehenden sei,
rechtfertige die bloße Umwand-
lung keine Entgelterhöhung, be-
gründete der BGH seine
Entscheidung.Mit seinenUrtei-
len hat er nicht nur dem Kassie-
ren von solchen Zuschlägen
einen Riegel vorgeschoben. In-
haber eines P-Kontos können
nun auch bereits gezahlte über-
höhte Entgelte von ihrer Bank
zurückfordern.

Antonela.Pelivan@igmetall.de

BGH vom 13. November 2012 –
XI ZR 145/12 und XI ZR 500/11

Ein Pfändungsschutzkonto soll den Freibetrag vor Gläubi-
gern schützen. Viele Banken und Sparkassen wollten damit
Geld verdienen. Das hat der Bundesgerichtshof beendet.

Pfändungsschutz darf
nicht mehr kosten

Musterantrag und Hinweise der Verbraucherzentrale
Die Verbraucherzentrale Bundesverband (VZBV) hat mehr als
70 Geldinstitute abgemahnt. 38 davon haben die beanstande-
ten Klauseln seitdem ganz oder teilweise gestrichen. In 16 Fällen
erhob der VZBV Unterlassungsklage. Einen Musterantrag auf
die Erstattung bietet die Verbraucherzentrale Hessen:

verbraucher.de RThemen RFinanzenRSchulden, Insolvenz

WISSEN

http://www.verbraucher.de
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Unterwegs mit der Bahn und für mehr Bahn: Johannes Hauber, Betriebsratsvorsitzender bei Bombardier in Mannheim

USA statt in ihr Kerngeschäft?«
Etwa indenAusbaudesRegional-
verkehrs, dermittlereStädte regel-
mäßig, zuverlässig und bequem
verbindet, in einen integrierten
Fahrplan, in sparsame Fahrzeuge
oder in leise Bremssysteme. »Die
Technik für leisere Züge gibt es
längst.«

Schwarzer Peter.Wenn es Pro-
bleme gibt, zeigt die Bahn auch
auf die Hersteller der Fahrzeuge.
Wie kürzlich auf Bombardier.
Der Fahrzeugbauer kommt mit
der Lieferung von Regionalzü-
gen nicht nach. »Die Hersteller
stehen unter Druck, schneller zu
entwickeln und billiger zu pro-
duzieren«, sagt Hauber. »Sie
sparen beim Personal.« Die Fol-
ge sei: Fahrzeuge fallen bei der
Zulassungsprüfung durch. Her-
steller müssen nachbessern. Die
Lieferung verzögert sich. Alles
zum Leidwesen der Bahnkun-
den. »Wir brauchen in der Ent-
wicklung viel mehr Ingenieure,
sonst ändert sich daran nichts.«

Weniger ist mehr. Ein besserer,
komfortabler und bezahlbarer
Schienenverkehr ist das eine Ziel
von Hauber und seinen Kollegen
imBranchenausschuss.Das ande-
re heißt: »Wie können wir Ver-
kehr vermeiden?« Mehr als die
Hälfte aller Strecken könnten zu
Fuß odermit demRad zurückge-
legt werden. Nicht jede Hochge-
schwindigkeitsstrecke ist sinnvoll.
In der Pflicht sieht Hauber auch
die Unternehmen. »Keiner weiß,
wie viel Verkehr durch Outsour-
cing entsteht.« Als Betriebsrat
setzt er sich dafür ein, dass sein
Arbeitgeber bei Zulieferern aus
der Region einkauft.Weit reichen
seineMöglichkeiten nicht. Solche
Entscheidungen trifft das Unter-
nehmen schon lange nicht mehr
in Mannheim, sondern auf glo-
baler Ebene.

Wie sichVerkehr entwickelt,
ist Hauber überzeugt, das dürfe
die Politik nicht dem Markt
überlassen. »Dann stehen die
Verlierer schon fest: die Umwelt
und die nachfolgenden Genera-
tionen.«

Fabienne.Melzer@igmetall.de
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Mitglieder der IGMetall können
auch dieses Jahr wieder kosten-
los die Cebit und die Hannover
Messe besuchen. Die Karten ko-
sten normalerweise 35 (Cebit)
und 28 Euro (HannoverMesse).

Cebit. Die internationale Com-
putermesse findetdieses Jahrvom
5. bis 9.März statt.Wie immer in
Hannover. Schwerpunkt diesmal:
»Shareconomy«. Der Begriff be-
schreibt das Teilen und das ge-
meinsame Nutzen von Wissen,
Ressourcen, Erfahrungen und
Kontakten als neue Formen der
Zusammenarbeit. Das Thema

wird sich wie ein roter Faden
durch die Messe ziehen. Die
IGMetall findet Ihr in Halle 9.

Hannover Messe. Die Hanno-
ver Messe (8. bis 12. April) ist
Impulsgeberin für Investitionen
in Technik und Automation.
Trends wie Ressourcenknapp-
heit, Mobilität und Urbanisie-
rung sind Treiber für diese
Dynamik. Die IG Metall wird in
Halle 18, im Bereich »Job and
CareerMarket«, einen Infostand
haben. Dort gibt es Beratung zu
Arbeitsverträgen und Vorträge
zum Thema Einstiegsgehälter.

EXKLUSIV
FÜR
MITGLIEDER

Auf Messen geht es um Trends: um
Produkte, Technik, Dienstleistungen
und um Energiesysteme. Die IG Metall
stellt Freikarten zur Verfügung.

Freikarten für Cebit
und Hannover Messe

Exklusiv für Mitglieder: Auch
in diesem Jahr gibt es wieder
Freikarten.

So kommt Ihr an die Freikarten
Wer interessiert ist, meldet sich bei seiner Verwaltungsstelle.
In manchen Betrieben organisieren Betriebsräte gleich
einen ganzen Schwung für ihre Kolleginnen und Kollegen. Eure
IG Metall vor Ort findet Ihr unter: igmetall.de/vor-ort
Übrigens: Die Freikarten sind Tickets für Fachbesucher. Des-
halb muss man einen Betrieb oder eine Hochschule angeben.
Wer Zeit sparen will, kann sich vorher im Internet registrie-
ren. Wie steht hinten auf den Tickets.

TIPP
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Die Lohnsteuerkarte aus Papier
hat endgültig ausgedient. Seit
Januargilt das sogenannteVerfah-
ren »Elektronische-Lohn-Steuer-
Abzugs-Merkmale« (ELStAM).
Weil die Einführung schrittweise
erfolgt und Arbeitgeber dafür
das ganze Jahr Zeit haben, müs-
sen Beschäftigte besonders auf-
passen. Etwa wenn sich ihre
Abzugsmerkmale seit 2010 ver-
ändert haben. Stimmen zumBei-
spiel Steuerklasse, Kinderzahl
oder -freibeträge nicht mehr,
muss man sie beim Finanzamt

ändern lassen. Freibeträge zur
Lohnsteuerermäßigung, etwa für
Werbungskosten, Sonderausga-
ben oder außergewöhnliche Be-
lastungen, hätten bereits bis
Ende 2012 neu beantragt werden
müssen. Das haben die wenig-
sten Steuerpflichtigen getan.

Auch bei volljährigen Kin-
dern sind Freibeträge – für Al-
leinerziehende mit volljährigen
Kindern außerdem die Steuer-
klasse II – neu einzutragen. Glei-
ches gilt für Ehegatten, die bisher
die Steuerklasse IVmit Faktor ge-

GUTER RAT Ob Werbungskosten, Pendlerpauschale,
Kinderbetreuungskosten oder haushalts-
nahe Dienstleistungen – in vielen Fällen
lohnt sich die Einkommenssteuererklärung.

Das gibt’s
vom Fiskus
zurück

Geld vom Fiskus
winkt allen, die eine
Lohnsteuererklärung
abgeben. Wer mehr als
1000 Euro Werbungs-
kosten hat, muss die
Belege einreichen.

http://www.igmetall.de/vor-ort
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Fragen zur Metall-Rente
Metall-Rente, das Versorgungs-
werk von Gesamtmetall und
IGMetall, bietet Vorsorgeange-
bote für alle Beschäftigten in
großen und kleinen Betrieben.
Wer plant, fürs Alter vorzusor-
gen, sollte den Chef fragen, ob
günstige Gruppenverträge mit
Metall-Rente existieren.
Fragen beantworten auch die
Berater vor Ort. Infos erhaltet
Ihr telefonisch unter:
0800 723 50 91 (gebührenfrei)

Von witzig bis bissig
Stephan Rürup, Harm Bengen
und André Poloczek sind die
Stammcartoonisten der Me-
tallzeitungsredaktion und mit
vielen weiteren Cartoonisten
und Cartoonistinnen in dem
neuen Band »Beste Bilder 3«
zu entdecken. Das Buch zeigt
über 250 Cartoons. Es lädt
zum Lachen und Schmunzeln
ein und ist mit manch einer
bösen Spitze gespickt.

Tipps zum Rentenantrag
Die Broschüre »Ihr Rentenan-
trag – so geht’s« der Deutschen
Rentenversicherung liefert Ant-
worten wie, wo und wannman
den Rentenantrag am besten
stellt und welche Unterlagen
nötig sind. Sie erläutert die
Rentenarten und liefert Infos
zu Beratungsangeboten, zu An-
tragsfristen und zur Kranken-
versicherung für Rentner.

drv-bund.de
RServices
RBroschüren & mehr

»Beste Bilder 3 –
Die Cartoons des
Jahres«, Lappan
Verlag, 9,95 Euro,
ISBN: 978-3-
8303-3306-7

schale von 30 Cent pro Kilometer
und Arbeitstag steuerlich geltend
machen. Und zwar unabhängig
vom gewählten Verkehrsmittel.
Keine Rolle spielt, wie man zum
Arbeitsplatz kommt und ob
einem tatsächlich Kosten ent-
standen sind. Auch wer in einer
Fahrgemeinschaftmitfährt, kann
die volle Entfernungspauschale
ansetzen. Gleiches gilt auch für
Ehepaare, die gemeinsam zur
Arbeit fahren.

Die Pauschale ist auf 4500
Euro im Jahr begrenzt. Einen hö-
heren Betrag erkennt der Fiskus
nur an, wenn manmit dem eige-
nen Fahrzeug zur Arbeit fährt.
Selbst dann, wenn man kein ei-
genes Auto hat und das der El-
tern, Geschwister oder das des
Partners nutzt.

Kinder. Eltern können Kosten
für die Betreuung ihrer Kinder
bis zum 14. Lebensjahr jetzt ein-
facher absetzen. Um zwei Drittel
der Kosten (maximal 4000 Euro)
je Kind, steuerlich geltend ma-
chen zu können, müssen nicht
mehr beide Elternteile berufstä-
tig, in Ausbildung oder krank
sein. Selbst wenn ein Elternteil
nicht arbeitet, sind die Beträge
als Sonderausgaben abziehbar.

Handwerker. Jeder kann 20 Pro-
zent von maximal 6000 Euro pro
Jahr fürHandwerkerkosten abset-
zen. Den Steuerbonus gibt es nur
auf die Arbeits-, Fahrt- und Ma-
schinenkosten, sie müssen in der
Rechnung immer gesondert aus-
gewiesen sein. Kosten für Mate-
rial gehören nicht dazu.

Gewerkschafter. Ebenfalls als
Werbungskosten absetzbar sind
Gewerkschaftsbeiträge. Das gilt
auch für steuerpflichtigeRentner,
Altersteilzeitler und Vorruhe-
ständler. Hierzu hat die Oberfi-
nanzdirektion Frankfurt/Main
bereits am18. September 2002 ei-
ne Verfügung erlassen. (S 2212 A
– 2 – St II 27).

Antonela.Pelivan@igmetall.de

wählt hatten. Einzige Ausnahme:
Die Behinderten- undHinterblie-
benenpauschbeträge. Diese sind
inderELStAM-Datenbankbereits
enthalten.

Wer seine Steuermerkmale
noch nicht kontrolliert hat, soll-
te jetzt aktiv werden. Wenn Frei-
beträge noch nicht enthalten
sind, dem drohen ansonsten ho-
he Lohnsteuerabzüge.

Zuständig für Anträge zur
Einsicht, Korrektur oder Ände-
rung ist das Wohnsitzfinanzamt.
Oder über das Internetportal
www.elsteronline.de. Zugang er-
hält, wer sich zuvor im Elster-
Portal registriert hat.

Pauschbetrag.Werbungskosten
sind Ausgaben, die einemArbeit-
nehmer durch den Beruf entste-
hen. Wer in der Steuererklärung
keine höheren Werbungskosten
nachweist, bei demberücksichtigt
das Finanzamt automatisch den
jährlichen Pauschbetrag von 1000
Euro.WerhöhereKostenabsetzen
will, muss die Ausgaben belegen.

Pendler. Zu den wichtigsten
Werbungskosten zählen die Fahr-
ten zum Arbeitsplatz. Für den
Weg zwischenWohnung und Ar-
beitsplatz kann man eine Pau-

Servicegesellschaft
bietet Steuerberatung

Eine günstige Steuerbera-
tung für Mitglieder bietet
die IG Metall-Servicege-
sellschaft in Kooperation
mit rund 3000 Lohnsteuer-
beratungsstellen an.
Alle Steuerberater haben
die vom Gesetzgeber vor-
geschriebenen fachlichen
Zertifikate und sind bei
der Aufsichtsbehörde
registriert.
Für die Beratung fällt
– je nach Einkommen –
ein sozial gestaffelter
Beitrag zwischen 20 und
260 Euro pro Jahr an. Für
IG Metall-Mitglieder ent-
fällt die Aufnahmegebühr.
Auf der Internetseite der
IG Metall-Servicegesell-
schaft gibt es weitere
Hinweise. Dort lässt sich
zudem über eine Postleit-
zahlensuche herausfinden,
wo es Berater oder Lohn-
steuerhilfevereine gibt:

igmservice.de/
postleitzahlfinder

TIPPS

Illustration: Leonardo Pellegrino

http://www.igmservice.de/postleitzahlfinder
http://www.drv-bund.de
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Es gibt ihn erst seit 2003, aber er ist
von allen Elektroberufen der be-
liebteste:Etwa20000 jungeMänner
und 1000 Frauen lernen Elektroni-
ker für Betriebstechnik.

Die Ausbildung dauert drei-
einhalb Jahre. Wer die Prüfungen
bestanden hat, kann als Fachmann
oder -frau in verschiedenen Bran-
chenundBetätigungsfeldernarbei-
ten: in der Energieversorgung zum
Beispiel, in der Kommunikations-
oderMeldetechnik, Beleuchtungs-,
Antriebs- oder der Mess-, Steuer-
und Regelungstechnik. Elektroni-
ker programmierenundmontieren
technische Anlagen, nehmen sie in
Betrieb, überprüfenundwarten sie,
setzen sie instand und zeigen Nut-

zern, wie sie sie bedienen müssen.
Dabei haben sie nicht nur viel mit
Technik zu tun, sondern auch mit
Menschen. Denn sie arbeitenmeist
im Team und müssen Kunden be-
raten und betreuen, oft auch im
Ausland.

Offen für alle. Für die Ausbil-
dung ist kein bestimmter Schulab-
schluss erforderlich. Unter den
derzeitigen Azubis haben 20 Pro-
zent Abitur, knapp 10 Prozent
Hauptschul-unddiemeistenande-
ren Realschulabschluss.

Wer sich später weiterentwi-
ckeln möchte, kann eine Prüfung
nach der Ausbildereignungsver-
ordnung ablegen. Sie dauert rund

115 Stunden und kostet
etwa450Europlus200bis400Euro
Prüfungsgebühren. Wer das auf
sich nimmt, dem stehen verschie-
deneAufstiegsmöglichkeitenoffen.

Draufsatteln. Zum Beispiel als
Lehrer in der Aus- und Weiterbil-
dung oder als Industriemeister
Elektrotechnik (siehe metallzei-
tung 11/2012). Solche Weiterbil-
dungen kosten um die 6000 Euro.

Er oder sie kann auchElektro-
technik studieren und den Bache-
lor of Engineering machen. Das ist
etwa an der Hochschule Bochum
als 7- bis 8-semestriges Vollzeit-
oder berufsbegleitendes Studium
oder 13-semestriges Teilzeitstudi-

ummöglich.Wer nochmehr errei-
chen will, kann den Master of En-
gineering in Informations- und
Elektrotechnik anschließen. Doch
es gibt nochweitereMöglichkeiten,
wie das Schaubild zeigt.

Was es bringt. Ein Azubi, der
nach Tarif bezahlt wird, bekommt
zum Beispiel in der Metall- und
Elektroindustrie in Nordrhein-
Westfalen 820 (erstes Jahr) bis 1001
Euro (viertes Jahr), danach als
Facharbeiter 2294 bis 2866 Euro
plusWeihnachts- undUrlaubsgeld,
Leistungszulagen und Zuschläge.

Meister, Ausbilder und Fach-
kräftemit Bachelor verdienen 3311
bis 4353 Euro, Akademiker mit
Master 3701 bis 5256 Euro, Berufs-
schullehrer 3221 bis 4383 Euro.

Sylvia.Koppelberg@igmetall.de

IG Metall-Materialien über
Elektroniker für Betriebstechnik:

igmetall-wap.de
Beispiel fürs Bachelorstudium:

hochschule-bochum.de
Beispiel fürs Masterstudium:

fh-dortmund.de
Info zum Meister:

hannover.ihk.de
Informationen zur AEVO und den
pädagogischen Berufen:

profi-bildung.de

In ihrer Serie Ausbildungsberufe mit Zukunft stellt die metallzeitung
in dieser Ausgabe wieder einen industriellen Ausbildungsberuf vor:
Elektronikerin oder Elektroniker für Betriebstechnik. Der ziemlich neue
Schlüsselberuf für Hightech-Arbeit ebnet viele Karrierewege.

Elektroniker
für Hightech
BERUF UND
AUFSTIEG

Bachelor of Engineering
Elektrotechnik

Geprüfte Aus- und
Weiterbildungspädagogin/

Geprüfter Aus- und
Weiterbildungspädagoge

Geprüfte Technische
Betriebswirtin/

Geprüfter Technischer
Betriebswirt

Lehrerin und
Lehrer an

Berufsschulen
(Hochschulabschluss)

Master of
Engineering

Informations- und
Elektrotechnik

Karrierewege für Elektronikerinnen und
Elektroniker für Betriebstechnik

Berufsabschluss
Elektronikerin/

Elektroniker
für Betriebstechnik

Ausbilder-
eignungsprüfung

Industriemeisterin
und Industriemeister

Elektrotechnik

Geprüfte
Berufspädagogin/

Geprüfter
Berufspädagoge
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http://www.igmetall-wap.de
http://www.hochschule-bochum.de
http://www.fh-dortmund.de
http://www.hannover.ihk.de
http://www.profi-bildung.de
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Checkliste Weiterbildung
Lebenslanges Lernen ist ange-
sagt. Weiterbildung wird im-
mer wichtiger. Aber was? Wo?
Und wie finanzieren?

Dabei hilft die Checkliste
WeiterbildungdesBundesinsti-
tuts für Berufsbildung. Anhand
von Leitfragen können sich In-
teressierte strukturiert an Wei-
terbildungsberufe, Lernformen
und Anbieter herantasten. Mit
rechtlichen Rahmenbedingun-
gen, Links und Glossar.

bibb.de/checkliste

KURZ & BÜNDIG
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Lernen im Computerspiel
Elektronisches Lernen ist im
Kommen. Dazu gehört auch
das »Game Based Learning«:
Lernenmit Computerspielen,
sogenannter »Serious Games«,
die auch in der Berufsbildung
eingesetzt werden. Beispiels-
weise »Techforce« vomArbeit-
geberverband Gesamtmetall:

techforce.de

Europa Schritt für Schritt
»Europa Step by Step« heißt ei-
ne Seminarreihe der IGMetall
für junge Gewerkschafter, die
Europa und europäische Politik
kennenlernen wollen. In fünf
Modulen zwischen März und
September in Deutschland,
England und Brüssel. Mit be-
gleitendem Englischkurs.

igm-schliersee.de
RSeminare
RUnsere Seminare
REuropa Step by Step

Im Serious Game »Techforce«
bauen Azubis einen Raumgleiter.

Die IG Metall bietet mehr Semi-
nare für Gehörlose an. Nach den
Schulungen des Bezirks Nieder-
sachsen-Sachsen-Anhalt in Hu-
stedt und Springe hat nun auch
die IG Metall Hamburg im No-
vember ein Seminar veranstaltet.
Weitere Verwaltungsstellen sind
derzeit in der Planung. Dazu hat
offenbar auch ein Artikel in der

metallzeitung vomSommer 2011
beigetragen.

»Seitdem sind die Anfragen
deutlich nach oben gegangen. So-
gar aus Süddeutschland haben
sichGehörlose bei uns gemeldet«,
erzählt Diana Bogar, hörende
Schwerbehindertenvertreterinbei
MAN in Salzgitter, die ehrenamt-
lichbeidenGehörlosenseminaren

referiert. Die Seminare sind spe-
ziell fürGehörlosekonzipiert.Das
Lerntempo ist angepasst. Gebär-
densprachdolmetscher sind im-
mer dabei. Inhaltlich geht es um
Basiskenntnisse in Arbeits- und
Sozialrecht, zur Situation als Ar-
beitnehmer sowie zum Aufbau
von IG Metall und Interessenver-
tretung im Betrieb.

Weitere IG Metall-Seminare für Gehörlose

sieben Stundenmehr proWoche.
Wer dies unbezahlt tut, schenkt
seinem Arbeitgeber Geld. Bei ei-
nem Bruttoeinkommen vonmo-
natlich 4898 Euro sind das im
Jahr 10286 Euro.

Fabienne.Melzer@igmetall.de

Die Era-Entgeltgruppen für
Ingenieure gibt es unter :

igmetall.de/engineering

Wenn Ingenieure und Ingenieu-
rinnen nicht auf Geld verzichten
wollen, sollten sie darauf achten,
wie es ihr Arbeitgeber mit dem
Tarifvertrag hält. Durchschnitt-
lich 864 Euro mehr pro Monat
bekommt ein Ingenieur in einem
tarifgebundenen Betrieb im Ver-
gleich zu einemKollegen in einer
Firma ohne Tarif. Das zeigt die
Übersicht, die der Bereich Ange-
stellte, IT und Studierende der
IGMetall herausgegeben hat.Die
Zahlen beruhen auf einer Erhe-
bung desWirtschafts- und Sozial-
wissenschaftlichen Instituts (WSI)
der Hans-Böckler-Stiftung. Das
WSI wertete Daten aus verschie-
denen Branchen aus.

Wie viel Ingenieure verdie-
nen, hängt außerdem davon ab,
obsie in Ost- oder Westdeutsch-
land arbeiten, wie groß oder klein
der Betrieb ist und über welchen
Abschluss sie verfügen. Ingenieure
mitFachhochschulabschlusskom-
men auf ein durchschnittliches
Einkommen von 4228 Euro brut-
to pro Monat, mit Hochschulab-
schlussauf4493Euro.Positivwirkt
sich Mitbestimmung aus. In Un-
ternehmen mit Betriebsrat liegen
die Einkommen deutlich höher.

Die Lücke ist kleiner. Einen
Unterschiedgibt es auch zwischen
Frauen und Männern. Die Ver-
dienstlücke zwischen Ingenieu-
rinnen und Ingenieuren ist etwas
kleiner als im Durchschnitt aller
Berufe, aber auch hier verdienen
Frauen rund 16 Prozent weniger.

Grundlage der Gehälter ist
eine 40-Stunden-Woche. Im
Schnitt arbeiten Ingenieure aber

Mit Tarif 17 Prozent mehr
GEHÄLTER Tarifverträge zahlen sich für Ingenieure aus. In tarifgebun-

denen Betrieben verdienen sie deutlich besser. Wovon ihr
Einkommen noch abhängt, zeigt die Übersicht der IG Metall.

Aktuelle Gehälter für Ingenieure

Quelle: WSI

Ingenieure Perzentil 25 Median Perzentil 75 in Prozent

Wirtschaft 3562 4556 5790 + 13,7

Software 3487 4115 5088 + 10,9

Elektro 3767 4727 6077 + 15,9

Elektronik, Fernmelde 3860 4868 6316 + 13,4

Maschinenbau 3769 4737 5738 + 16,0

Chemie 3728 4707 6007 + 16,3

Bau 3014 3728 4473 + 16,7

Sonstige 3163 4099 5120 + 19,3

Gesamt 3501 4400 5544 + 17,1

Bruttomonatsverdienste in Euro
(ohne Zulagen und Sonderzahlungen)

Arbeitszeit: Grundlage der WSI-Erhebung ist eine 40-Stunden-Woche
Perzentil 25: 75 Prozent der Einkommen liegen darüber, 25 Prozent darunter.
Median: 50 Prozent der Fälle liegen darüber, 50 Prozent darunter.
Perzentil 75: 75 Prozent der Einkommen liegen darunter, 25 Prozent darüber.

Differenz
intarifg.Betrieben

http://www.igmetall.de/engineering
http://www.techforce.de
http://www.bibb.de/checkliste
http://igm-schliersee.de
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Einsenden an:
Bitte das Lösungswort bis zum 23. Januar unter Angabe von Vor-, Nachname
und Adresse auf eine Karte schreiben und per Post an: Redaktion metallzeitung,
Preisrätsel, 60244 Frankfurt. Oder per E-Mail an: raetsel@igmetall.de.

Die Preise im Januar
1. Preis: eine IG Metall-Reisetasche
2. Preis: ein Fußball »Respekt«!
3. Preis: ein »Schweizer Taschenmesser« (mini)
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Lösungswort:

G 1 1 2 N 3 3 N 4 4

4.Welcher Jahrgang erreicht 2013 die
Regelaltersgrenze für die Rente mit
65 Jahren und zwei Monaten (ohne
Vertrauensschutz)?

1948 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

1947 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

1946 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Z E
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1.Wie hoch ist der Beitragssatz zur gesetz-
lichen Rentenversicherung ab
1. Januar 2013?

19,3 Prozent . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

18,9 Prozent . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

17,4 Prozent . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

A
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2.Welches Gesetz regelt, dass nicht nur

Pensionäre, sondern auch Rentner eine
Steuererklärung abgeben und Teile ihrer
Einkünfte versteuern müssen?

Einkommenssteuergesetz . . . . . . . . . . . . . . . .

Betriebsrentengesetz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Alterseinkünftegesetz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

A
U

I

3.Die Abkürzung »TV FlexÜ« steht für ...

Neue Gebührenordnung der GEZ . . . . . . .

Fernsehprogramm für Senioren . . . . . . . .

IG Metall-Tarifvertrag zum flexiblen
Übergang in die Rente . . . . . . . . . . . . . . .

S

ER

EB

O

Rätsel




